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Ist es zweckmäßig,
für den Kassenvorstand nur ein Exemplar
der Volkstümlichen Zeitschrift zu abonnieren?

Nein, denn jedes Vorstandsmitglied hat

alles Interesse
daran, über die praktischen Fragen auf dem

Gebiete der Arbeiterversicherung, über die

Rechtsprechung laufend unterrichtet zu sein.

Von großem Nutzen
ist deshalb der Abschluß eines Massenabonne¬

ments. Auf je drei abonnierte Exemplare der

Volkstümlichen Zeitschrift gewähren wir als

Vergünstigung ein Freiexemlpar (auf sechs

Exemplare 2, auf neun 3 Freiexemplare usf.).



Geschäftsführer
mittlerer Orts- und Landkrankenkasse,

über 20 Jahre in Sachsen im Fache tätig,

durchaus tüchtig und gesetzeskundig. [ 676

wünschtsich zu verändern
Gefällige Angebote unter C. 1 an die

Geschäftsstelle der Zeitschrift erbeten.

Wegen bevorstehender Einberufung unseres

Geschäftsführers
zum Heeresdienste suchen wir für die Dauer seiner Ab¬

wesenheit einen [6"

— Stellvertreter« ——

Geeignete gesetzeskundige Bewerber, welche imstande

sind, eine Krankenkasse zu leiten, wollen umgehend

Angebot einreichen unter Beifügung von Lebenslauf,

Zeugnisabschriften und Angabe von Gehaltsansprüchen.

Bevorzugt werden solche, die gleiche oder ähnliche Stelle

schon innehatten.

Sicherheitsleistung ist zu stellen.

Rastatt, den 29. Juni 1916.

Allgemeine Ortskrankenkasse Rastatt-Stadt.
Der Vorstand.

bit nod)folocnd angezeigten IDcrfc find gg begießen 6urd) 6ic

Perbünftebudhhundlung Carl fficbcl, Berlin <D 27, ftirtffenftr.4.

.
Meyers Klassiker-Ausgaben ]

Kritisdie Bearbeitung — Schöne Ausstattung \

Arnim, 1 Band, geb 2 M

Brentano, 3 Binde, geb.. 6

Bürger, 1 Band, geb 2

Byron, 4 Bande, geb 8

Chamltto, 3 Binde, geb. . 6

Elchendorff, 2 Bände, vieb. 4

Frelllflrath, 2 Binde, geb .
4

Geliert, 1 Band, geb 2

Goethe, 15 Binde, geb. . . 30

Goethe, 30 Binde, geb. . .
60

Grahbe, 3 Binde, geb. ... 6

Giillpaner, 5 Binde, geb.. 10

Gutzkow, 4 Binde, geb. . .
8

Hauff, 4 Binde, geb 8

Hebbel. 1 Binde, geb .8

Hebbel, 6 Bande, geb. ...
12

Heine, 7 Binde, geb 16

Herder, 5 Binde, geb ... 10

E.T.A.Hoffmann,4Kdc.,geb. 8

Immermann, 5 Binde, geb. 10

Jean Paul, 4 Binde, geb.. .
8

H. v. Kleist, 3 Bande, geb. 6

H. v. Kielet, 5 Binde, geh 10

Kömer, 2 Binde, geb ...
4

Lenau, 2 Binde, geb 4

Lessing, 7 Bande, geb, . .
14

Ludwig, 3 Bande, geb, ...
6

Mörike, 3 Bände, geb ...
6

Nlbelungonlled, 1 Band, geb. 2

Novalisu Fouquä. 1 Bd., geb. 2

Platen, 2 Binde, ^eb. ...
4

Reuter, 5 Binde, geb 10

Reuter, 7 Bande, fth. ... 14

Rückert, 2 Bände, geb. . .
4

Schiller, 8 Binde, peb ...
16

Schiller, 14 Binde, geb. . .
28

Shakespeare. 10 Binde, geb. 2o

Tleck, 3 Bände, geb ...
6

UMaatf, 2 Binde, geb. ...
4

Wieland, 4 Binde, v;eb. . .
8

M
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textausgaben unb bergleidjen.

Die

Stellennachweise
des Verbandes

befinden sich:

Zentralstellennachweis:

Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Für die Bezirke:

Baden •Pfalz: Valentin Kober,
Friedrichsfeld i.Baden.Schiller
straOe 10.

Hessen-Nassau: Wilhelm Fritsch,
Frankfurt a.M.,Humboldtstr.55.

Nordbayern: Anton Asberger,
Nürnberg, Lobleinstraße 31.

Ostpreußen: F. Kühn, Königs¬
berg i. Pr., Knochenstraße 17.

Sachsen-Anhalt: Carl Joachim,
Magdeburg, Fritz-Reuterstr. 1.

Königreich Sachsen: Marta Bei

ler, Leipzig, Zeitzer Str. 32 II

(Arbeitersekretariat). Tel. 5697

Württemberg: Paul Dau, Stutt

gart, Schwabstr. 38b III.

Fflr die Ortsgruppen:
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,

Dircksenstr. 4 I, Franz Krüger.
Tel.: Amt Alexander 3170.

Breslau, Adolf Krause, Breslau X,
Kohlenstraße 3.

Chemnitz, Emil Böhme, Haydr.
straße 10 p.

Dresden, H. Lehmann, Stern

platz 7 II, Zimmer 100.

Ettlingen, Carl Stickel, Landolin-

Frankfurt a. M., Wilhelm Fritsch.

Humboldtstraße 55.

Hamburg, Adolf Kühne, Ham¬

merbrookstraße 17. Fernspr.
Gruppe 4, 7174.

Königsberg i. Pr., Oskar Har

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Marta Beiler, Zeitzer

Straße 32 II.

Ludwigsburg, Friedrich Münch

Talstraße 23.

Mannheim, Valentin Kober, Frie¬

drichsfeld i. Baden, Schiller¬

straße 10.

Plauen I. V., Richard Scholz.

Schildstraße 39 III.

Pforzheim, Hans Vöhringer, Gr.

Gerberstraße 21.

Zittau (. Sa.. Paul Richtet

Theaterstraße 36.

Zwickau I. Sa., Kirchner, Allgem.
Ortskrankenkasse.

Wir ersuchen die Kollegen, jede

Ihnen bekannt werdendeVakanz

sofort hei dem nächsten Nach-

wels zu melden.

M. Loschnikl
Lieferant für Krankenkassen I

BadstraBe 42/43. I
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Das neue Gesetz betr. Renten in der Invaliden¬

versicherung.
Von Friedrich Kleeis, Halle a. d. S.

Die Reichsversicherungsordnung trug schon

boi ihrer Geburt den Keim von Abänderungs¬
gesetzen in sich. Es war vorauszusehen, daß in

kürzester Frist manche der aufgenommenen
Bestimmungen einer Verbesserung unterzogen
werden mußten. Der ausgebrochene Krieg ver¬

ursachte, daß zunächst den Mängeln nicht weiter

nachgegangen wurde und die dringendsten, eben

durch den Krieg notwendig gewordenen Än¬

derungen durch Notgesetze und Notverordnungen
herbeigeführt wurden. Es ließ sich aber bei der

langen Dauer des Krieges die Ausgestaltung der

Relchsversicherungsordnung nicht länger hinaus¬

hieben. Freilich merkt man der ersten Novelle

n dem Grundgesetz, die das Datum vom 12. Juni

1916 trägt, auch ganz den Charakter der Zeit an,

in der sie ergangen ist. Sie beschränkt sich auf

das Allernotdürftigste und geht allen weiter-

grpifenden Reformen ängstlich aus dem Wege.
Im wesentlichen sind es nur drei Punkte, die sie

I» rührt, nämlich den Bezug der Altersrente, die

Höbe der Waisenrente und die Höhe der Ver¬

sicherungsbeiträge. Sehr verwickelt ist dabei die

Kittführung des neuen Rechts.

I.

Die Herabsetzung der Altersgrenze für den

Bezug der Altersgrenze.
Der Kampf um die Altersrente spielt in der

^•'schichte unserer Arbeiterversicherung eine

ganz besondere Rolle. Schon als im ursprüng¬
lichen Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz
dor Beginn der Altersrente auf das 70. Lebens¬

jahr festgesetzt wurde, erhob sich dagegen viel¬

facher Widerspruch. Nicht mit Unrecht sagten
le aArbeiter: 70 Jahre werden wir ja doch nicht

Die Anträge, die Altersgrenze auf das 65.

r gar 60. Lebensjahr herabzusetzen, sind in¬

zwischen vielfach wiederholt worden. Sie wurden

r immer mit der Unerschwinglichkeit der dar¬

entstehenden Kosten bekämpft. Endlich bei

dritten Beratung der Reichsversicherungs¬

ordnung im Plenum des Reichstages verstieg
man sich soweit, einen Antrag anzunehmen, nach

dem der Bundesrat im Jahre 1915 dem Reichstag
die gesetzlichen Vorschriften über die Altersrente

zur erneuten Beschlußfassung vorzulegen hat.

Das geschah in der Form der Vorlegung einer

Denkschrift, in der die Regierung im November

1915 ihre frühere ablehnende Haltung aufrecht¬

erhielt. Der Reichstag aber erkannte die hierfür

vorgebrachten Gründe nicht als stichhaltig an

und forderte die Regierung auf, einen Gesetz¬

entwurf vorzulegen, der die Herabsetzung regelt.
Die daraufhin jetzt entstandenen neuen gesetz¬

lichen Bestimmungen setzen einfach im § 1257

RVO. an Stelle der Worte „vom vollendeten sieb¬

zigsten Lebensjahr ana die Worte „vom vollendeten

fünfundsechzigsten Lebensjahr anu. Im übrigen
bleiben alle auf die Altersrente bezüglichen Ein¬

richtungen die gleichen. Damit die Versicherungs¬
anstalten nicht mit Rentennachzahlungen belastet

werden, bestimmt der letzte Absatz des Artikel 6

des neuen Gesetzes: „Nach diesem Gesetze zu¬

erkannte Altersrenten beginnen frühestens mit

dem 1. Januar 1916." Wer also jetzt 69 Jahre alt

ist, bekommt die Rente nicht auf vier Jahre nach¬

gezahlt, sondern vom 1. Januar 1916 an.

Die Voraussetzung für den Bezug der .Alters¬

rente bleibt der Nachweis der sehr umfangreichen
Wartezeit. Nach § 1278 Ziff. 2 RVO. bleibt nach

wie vor die Wartezeit 1200 Beitragswochen (30 Bei¬

tragsjahre zu je 40 Beitragswochen). Diese Warte¬

zeit war schon im Invaliditäts- und Altersversiche¬

rungsgesetz vom 22. Juni 1889 vorgesehen. Hält

man aber daran fest (die Anträge auf Verkürzung
wurden in der Reichstagskommission abgelehnt),
so war es notwendig, im Artikel 65 des Ein¬

führungsgesetzes zur Reichsversicherungsordnung
die Altersgrenze für diejenigen Versicherten, bei

welchen eine Anrechnung von Zeiten vor dem

Inkrafttreten der Versicherungspflicht ihres Berufs¬

zweiges eintritt, entsprechend herabzusetzen, da¬

mit die im Alter von 66 bis 70 Jahren stehenden
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\ ( , ... i..-it.fi h#i lleralmH'/iifig der Altersgrenze

i i. i. h#»zufl der Mterarente sofort in den

li / Alti'Mrente kommen können. Es

inmehl (Artikel :< dm Nim feset/es)

,1, •. n, «Ii« beim Inkrafttreten dir

VrrtUlirrurii/*i|ifl.chl für ihren BerufMZweig das

.ja i n )iht vollendet haben, auf die Wartezelt

für ihr Allel ririte für jedes volle .fahr, uii. das

»ir ../, diesem Tage idter als 115 Jahre waren,

M) Wochen, und für den überschießenden Teil

i im» *olt hen JahrM du* darauf entfallenden

Wim !,• ii tun ty vierzig angerechnet. Wer /.. B.

im. i htnuar IM.M, al* dun Alters und invaliden-

|cherung»geftct/ in Kniff trat, nach diesem

versicherungspflichtig und 40 Jahre alt war, für

im wnilni, wn1 er fünf Jahre über 35 Jahre alt

wut. Mi 2CMI Wochen angerechnet. Dieser

Vit«.eiterte muß nun, wenn ei nach V!f> Jahren

(«in 1 Jatiuai IUP.) dis t..Y Lebensjahr vollendet,

< I .Nni (M) ) iimmi Beitragsmarken nachweisen.

vollendet er das (i.'i l.ehensjahr am 1 Juli P.Uh,

so mhiU «i |09Q Beitragsmarken nachweisen.

\udet* und einfacher iiusgeda tickt, als das (leset/

• * tut, kann man auch tauen, daß jener Ver¬

liehe, fr seit dei Zeit, daß die Invaliden\ ersiehe-

i iiiig-.|»fli« ht für Minen Berufs/.weig in Kraft

getreten ist, Ins zu dem läge, im dem er das

• l ehensjahi vollendet, soviel Heitrage geleistet
haben muß, daß auf jedes der in/wischen ver

gsngenen Jahre mindestens 40 Beitragswochen
• nifsllen Wer also bereits mit dem Inkrafttreten

de* eisten Invaliditäts und Alterversicherungs-
ge«oties am 1 Januar IKtU versicherungspflichtig
wurde (undda» t»t hei der großen Masse der Arbeiter-

»chatt der Kall) und im Jahre IVUti das tüV Lebensjahr
vollendet, der muß je nach dem Geburtstag 1000

hl» BMO Betttag»* ovheu nachweisen Im nächsten

Jaltt I%S17 sind es HMO »ms 1000 Htm Wer am

4 Jsnu.it ivi; \ eraicherungHpflichtig wurde (Haus¬

se* et t»cfteihfitdc der 1 ahakfahnkation) und im

Jalur |t#|t. das IkN I i»hen»jahi vollendet, muß 9K0

bis ItHHV afr am 1? Juli ItM in die Versicherung
pfluht eintrat itlau*gc*crbefretSetnie der lY\Mb

industrie) muß 854 bis 894, wer am 1. Januar 190

eintrat (Einführung des Invalidenversicherung
gesetzes) muß 64() bis 680, wer am 1. Januar 191

eintrat (Einführung der Reichsversicherun^
ordnung) muß 160 bis 200 Beitragswoche'
nachw n Es behalten demzufolge die amt

liehen „Tabellen über die Mindestzahl der von

Altersrentenanwärtern nachzuweisenden Beitra

wochenu ihre Gültigkeit. Nur die Geburtsjahr
am Kopfe der Tabelle verschieben sich um 5 Jahr»

Die Altersrentenbewerber, die schon v

einigen Jahren das G5. Lebensjahr vollendet haben

und nun erst dazu kommen, den Rentenantra^
zu stellen, brauchen natürlich auch entsprechend
weniger Beitragswochen nachzuweisen. Hat er

schon vor vier Jahren, also im Jahre 1912, da^

>. Lebensjahr vollendet, so hat er auch für viei

Jahre weniger Beitragswochen nachzuweisen, al

Irena er zu den im Jahre 1891 versicherungs
pflichtig gewordenen Personen gehört, 840 bis

KK0 Beitragswochen. Die Neuerung kommt vor

allem jenen Personen zugute, die schon über

70 Jahre alt sind, aber wegen des Nichtnachweis«

der Wartezeit bisher mit ihrem Rentenantrag ab

gewiesen wurden. Diese können den Antrag
auf die Altersrente wiederholen, denn sie brauchen

nunmehr doch nur soviel Marken nachzuweisen,

nls sie haben mußten, als sie (vor Jahren) das

65 Lebensjahr vollendeten. Das sind erheblich

weniger Beitragswochen, als sie für das 70. Lebens¬

jahr brauchen. Es werden also eine Anzahl dieser

bisher Abgewiesenen die Rente nachgezahlt er¬

halten müssen.

Wer bei Vollendung des 65. Lebensjahres die

hiernach erforderliche Zahl von Beitragswochen
nicht nachweisen kann, muß solange weiterzahlen,
bis er sie zusammen hat. Dabei kann er nicht

alles auf einmal nachzahlen, sondern immer nur

für jede Woche einen Beitrag Die Rente beginnt
v Mi dem Zeitpunkt an. an dem die Wartezeit er¬

fallt ist. Es wird also auch weiterfort eine große
Anzahl von Leuten geben, die älter als 65 Jahre

sind, aber die Altersrente noch nicht erhalten.

Grundsätzliche Entscheidungen des Reichs¬

versicherungsamts.
\ im Guttat Modi« Hanau a M

l*n..|)«mit ) Uhr t m & tvivheu. data Mit¬

glied einer allgemeinen Ortskrankcnkas>c w.

krmnkte an r ~tett*L n Die Kranke

w smtt* akt an Pr S der • Kasaensfvxial-
ar*t 1 \ertrat IV > hielt eine Behandlung d

k anlav U Kontgentv diuag f.

der kranken die Hilf $ $

'es für IsNSfctgettbeHandlung Pr H In Vnspruch
weh«*e* IVm^ema. rsudifr die Kran*

Kt*%-. v für d:e Kehatuiluttf d

%*en K\snt^e«>4^i:A! IV \{ aushuste Heia. IV

Kawe aaf»\vrte!e * P*eJua<itiiaitf durv* Ix H

aUttM* ue ka*se Hx üt Helmswt

tarn* mifcN K^:$e*S^-*hhui$ etnen m

v IV V \ 4**«t tuN IV^ar v- :e

\ v Nrr***** *enien. tvMrfcer

He<*rl*Nflut<i*f des P S

t: dt*

*r*A*j*< B>e ^ts^ sbe Knalle % ^

LV - hnhe >^s .w V-:arv*1 ^- \^.r -• :

M N • m Um §*mb* i g«M Dt s tkm i m«« «

p <** *+*%*m*?m^ r^« v <¦**>• i ifrai

nannten Pr H. zu wenden. Die Kranke kam

daher auf d.e Kasse ohne die Bescheinigung ur,
*

bat. daß sie von der Kasse unmittelbar, also ohm*

die Bescheinigung, an den von der Kasse be
- Spexialant Pr. M. überwiesen wer

Die Kasse blieb aber dabei, daß sie erst dant.

Kranke an den Spexialant überweise, w-

rtan^te Bescheinigung vorliege. Nunm<

liet sich ijie Kranke ohne weiteres von d*

larxt Pr H. behandeln, der ihr von ihr

Ante empfohlen worden war. Die Kosten di< -

Behandlung bebefen sich auf 300 Mk Die Kr

Hangt ad die K -e diese Kirsten bezahl-

rHe Ka>se lehnte dies ab Ei kam zur Kfag
wmd das KcK-hsNersicherungsamt hatte schließ!:'

dterub* i entscheiden.

Haigebend für die Entscheidung dieses Stn

j l> R\

.
n zwischen Krankeaki—

V-;:en werden durch schriftlicher. Verö

-v iVtÄÄlanc r.-Jertr A*z:e k~~~

**»* t .: Vi ^S&s+hen. at
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Pies bedeutet: Der Kranke hat sich in der

H» Ljel an den Arzt zu wenden, mit dem die Kasse

schriftlichen Vertrag abgeschlossen hat, also

an den Kassenarzt. Wendet er sich aber an einen

;.>ren Arzt, dann kann es die Kasse ablehnen,

Rechnung dieses Arztes zu bezahlen. Eine

Ausnahme hiervon besteht in den „dringenden
llen*. Hat sich der Kranke in einem solchen

[je von einem Arzt helfen lassen, der nicht

iieser Kasse Kassenarzt ist, so muß dennoch

dl» Kasse für die Kosten der Behandlung durch

>»n Arzt eintreten.

Es fragt sich nur, welche Fälle als „dringend44
im Sinne jener Vorschrift anzusehen sind. Im

alltromeinen ist dringend der Fall, in dem zu

fürchten ist, daß der Zustand des Kranken

nächtlich schlimmer wird, wenn noch längerauf
Hilfe des Kassenarztes gewartet werden muß.

In dem Streitfalle steht es fest, daß die so¬

fortige Hilfe eines Spezialarztes für die Behand¬

lung mittels Röntgenbestrahlung notwendig war.

Diese Hilfe konnte aber durch den Kranken nicht

bei dem Kassenarzte erreicht werden, weil Dr. S.

h weigerte, die von der Kasse gewünschte
B» -cheinigung zu geben, und weil die Kasse es

ablehnte, ohne die Bescheinigung den Spezialarzt
zur Verfügung zu stellen. Bei dem Dr. S. hörte

die Kranke, daß sie sich sofort mittels Röntgen¬
strahlung behandeln lassen muß, und auf der

Kasse bekam sie die Antwort, erst soll sie die

notwendige Bescheinigung besorgen. Mit dem

Hin und Her verging die Zeit, die Kranke hätte

nzwischen zugrunde gehen können.

Das hätte sich doch eigentlich auch die Kassen¬

leitung sagen und für eine sofortige Erledigung
der Sache sorgen müssen. Entweder hätte die

Kasse sich mit dem Dr. S. unmittelbar über den

II verständigen sollen, etwa dadurch, daß ein

\nt>estellter mit der Kranken zum Arzt entsendet

•rden wäre. Oder die Kasse hatte ausnahms-

ise auch ohne die Bescheinigung die Kranke

ii Kassenspezialarzt überwiesen, der doch bald

rkannt hätte, was in dem Falle notwendig war.

(ilücklicherweise hat die Kranke — die übrigens
HC Krankenschwester ist und vielleicht gerade
- di' sem Grunde so verständig handeln konnte —

den richtigen Weg eingeschlagen, um endlich zu

ler notwendigen Hilfe zu gelangen. Unbegreiflich
B1 es nur, daß auch nach der Wiederherstellung
der Kranken die Kasse kein Entgegenkommen

igte und sich erst vom Versicherungsamt und

• hlicßlich auc'i noch vom Reichsversicherungsamt
aber ihre Pflicht in diesem Falle belehren lassen

mußte. Das Reichsversicherungsamt verurteilte

die Kasse, die Rechnung des von der Kranken

ießlich in Anspruch genommenen Arztes zu

ihlen. In der Begründung heißt es u. a

(AmtL Nachr. des RVA. Nr. 5 vom 15. Mai 1916

S 183): Durch das Verhalten der Kasse und des

vertretenden Kassenarztes Dr. S. ist es der

Ki nken unmöglich gemacht worden, sich von

dem Kassenspezialarzt behandeln zu lassen. Unter

•n Umständen war die Kranke, um die not-

lige Behandlung nicht länger zu verzögern,
ingen, die Dienste eines Nichtkassenarztes

in \nspruch zu nehmen. —

Nicht so befriedigend ist der Ausgang eines

-ron Streites, der sich ebenfalls auf einen

jenden Fall bezieht. Ein Schlosser hat sich

15. Juni 1914 bei dem Kassenarzte wegen

ipfaderbeschwerden krank gemeldet. Da er

r heftige Schmerzen klagte, hat ihn der aArzt

rt dem Krankenhause überwiesen. Der Arzt

der -Ansicht, daß dio Gefahr schwerer Nerven¬

entzündung bestand und daß bis zum Eingang
der Genehmigung des Kassenvorstandes zur Ein¬

weisung in das Krankenhaus voraussichtlich min¬

destens acht Tage vergehen würden. Am 19. Juli

forderte der Kassenvorstand den Kranken auf,
sich dem Vertrauensarzte der Kasse zu einer

ärztlichen Untersuchung vorzustellen, weil der

Kassenarzt am gleichen Tage beim Kassenvorstand

beantragt hatte, daß der Kranke zur Operation
in ein Krankenhaus überwiesen werde. Inzwischen

hatte sich aber der Kranke bereits in das Kranken¬

haus begeben; die Aufforderung erreichte ihn

nicht mehr; daher konnte er ihr auch nicht nach¬

kommen. Nachdem der Kranke in dem Kranken¬

hause operiert worden war, beantragte er bei

der Kasse, daß ihm die Operations- und Kranken¬

hauskosten und das Krankengeld gewährt werden.

Damit kam er aber bei der Kasse schlecht an.

Zunächst wollte sie in diesem Falle gar nichts

leisten. Als aber das Versicherungsamt durch

Vorentscheidung seines Vorsitzenden die Kasse

zur Zahlung verurteilt hatte, bequemte sich die

Kasse, wenigstens nach § 182 den Aufwand für

Krankenpflege und das Krankengeld zu gewähren.
Den weiteren Streit hat das Reichsversiche¬

rungsamt zuungunsten des Kranken entschieden.

Es führt zur Begründung dieser Entscheidung
aus (Amtl. Nachr. 1916 S. 479): An Stelle der

Krankenpflege und des Krankengeldes kann die

Kasse Kur und Verpflegung in einem Kranken¬

hause (Krankenhauspflege) gewähren Ein

eigentlicher klagbarer Rechtsanspruch auf Gewäh¬

rung von Krankenhauspflege steht dem Kranken

nicht zu. Dies . . .
muß grundsätzlich auch für

die Fälle gelten, in denen die Krankenkassen

nach Abs. 4 des § 184 möglichst Krankenhaus¬

pflege gewähren sollen. . . . Auch das Vorliegen
eines „dringenden Falles44 gibt dem Erkrankten

keinen Rechtsanspruch auf Krankenhauspflege.
Zwar kann die Kasse in einem solchen Falle

eine Krankenhausbehandlung nachträglich ge¬

nehmigen; aber sie kann dazu nicht durch eine

Klage gezwungen werden. —

§ 184 Abs. 4 lautet:

In den Fällen des Abs. 3

Nr. 1 (die Art der Krankheit verlangt eine

Behandlung oder Pflege, die in der Familie des

Erkrankten nicht möglich ist),
Nr. 2 (die Krankheit ist ansteckend),
Nr. 4 (der Zustand oder das Verhalten des

Kranken erfordert seine fortgesetzte Beobach¬

tung)
soll die Kasse möglichst Krankenhauspflege ge¬
währen.

In der Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts wird zur richtigen Würdigung dieser Be¬

stimmung auf ihre Entstehungsgeschichte hin¬

gewiesen: In der Kommission sei der Antrag
gestellt, den Absatz hinzuzufügen:

Die Kasse muß an Stelle der Krankenpflege
und des Krankengeldes dann Krankenhauspflege
gewähren, wenn die Krankenhauspflege nach

dem Gutachten des behandelnden Arztes not¬

wendigist. Fernerdann, wenn der Kranke einen

eigenen Haushalt nicht hat und die Kranken¬

hauspflege verlangt.
Der Antrag wurde als zu weitgehend und

wegen .Mangels an Krankenhäusern undurch¬

führbar abgelehnt. Der gleiche Antrag kehrte

bei den Verhandlungen in der Vollversammlung
des Reichstages wieder, wurde aber auch hier

abgelehnt. Daraus schließt das Reichsversiche¬

rungsamt, daü der Kranke auch nach Abs. 4 des

$ 184 keinen /tech/sansprueh auf Krankenhaus-
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indlung hat. Folglich könne die Kasse nicht

Spruchverfahren zur Oewihrung der Kranken-

h : flege verurteilt werden.

andere Frag« Etfffl W, heißt es dann in

der Begründung dar Entscheidung weiter, ob

gegen eine Ka welche die Sollvorschrif! des

Ab- i s im nicht beachtet, die Aufskbtebehörde

iten kann. Die Präge sei bei dieaer Ge¬

legenheil nicht zu entscheiden. Aber es wird

S die Begründung des Antrages hingewiesen,
IH4 Al^. i seine Entstehung verdankt Die

gründung lautet nach dem Bericht der Kon¬

mission (S. 65):
Man wolle nicht soweit gehen, wie (der

oben angeführte) Antrag, dessen Durchführ¬

barkeit oft an den Verhaltnissen scheitern

arerde Andererseits müsse man wünschen,

ifl die Kassen da, wo es notwendig und möglich
.^t, die Krankenhauspflege auch gewahrten.
Der Antrag wolle der Beschwerdeinstanz die

Möglichkeit geben, nach eigener Prüfung der

Verhältnisse eine von der ablehnenden Ent-

hließung des Kassenvorstandes abweichende

Entscheidung zu treffen.

Geheimer Oberregierungsrat Dr. Franz Hoff-

ma hat in seinem Kommentar (2. Auflage S. 1H4)
• Ansieht ausgesprochen: Es könne nicht an¬

kommen werden, daß hier eine Ausnahme be¬

absichtigt sei vom Grundsatze, über K n-

leistungen ist nur im Spruchverfahren und nichl
im Aufsichtswege zu entscheiden. Demn

kommt Hofmann zu dem Schluß, daß die Krank

kassen im Spruchverfahren, nicht aber im I

Sehn erdeverfahren, zur Gewährung der Kranken-
hau. pflege verurteilt werden können. Da jedoch
das Reichsversicherungsamt endgültig entschied
hat, daß dieser Weg nicht betreten werden, d

also eine Kasse nicht im Spruchverfahren
(ie wahrung der Krankenhauspflege verurteilt
werden kann, so bleibt nichts anderes übrig, als
daß die Behörden im Aufsichtswege auf Grund
einer Beschwerde die Kasse zwingen, dem g 184
Abs. 4 Folge zu geben.

Denn darüber bleibt kein Zweifel, daß

Verhalten der Kasse, wie in dem vorliegen.
Streitfall, unvereinbar ist mit dem Sinne der in

Betracht kommenden gesetzlichen Vorschrift des

S 184 Abs. 4, und daß es der Zweck der Bestim¬

mung ist, die Kasse auf irgend eine Weise zur

Gewährung der Krankenhauspflege in solch» •

Fällen zu zwingen. Aus diesem Grunde wäre i i

wünschen, daß bei passender Gelegenheit die

Kranken auf ihr Beschwerderecht aufmerksam

gemacht werden. Noch besser wäre es freilich,

wenn die Kassenverwaltungen es zu einem Zwang
verfahren gegen sie in solchen Fällen gar nicl I

kommen ließen, sondern dem Kranken ohne dies
die Krankenhauspflege bewilligten

Verwaltung.
Die Festsetzung der Ortslöhne. Die Frist

zur Festsetzung der Ortslohne (§ 151 Abs. 1 RVO.)
.st bereits zweimal anläßlich des Krieges,
und zwar durch die Bekanntmachungen vom

4. September 1914 und vom 19. August 1915, ver¬

längert worden. Der Ablauf der zuletzt erfolgten
Verlängerung am 31. Dezember d. .ls. notigte
den Bundesrat, unter dem & Juli 1916 (RGBl.
9 I W) eine neue Verlängerung zu beschließen.

Durch diese wird nun eine weitere Verlängerung
dieser Frist bis zum Schlüsse des Kalenderjahre«
verfugt, das dem Jahre der Beendigung des

gegenwärtigen Krieges folgt. Unter den außer¬

gewöhnlichen Verhaltnissen d» Krieg» fehlt

na« h wie vor jede sichere Grundlage, auf der die

Ortslöhne für einen längeren Zeitraum neu fest¬

gesetzt werden konnten. Die Verordnung hat

folgenden Wortlaut

„Die Frist, für welche die erstmalige Fest

tmng der Ortslöhne im ganzen Reiche» gilt
151 Abs 1 RVO), wird bis zum .Schlüsse dei

Kalenderjahres verlängert, das dem Jahre folgt,
m welchem der gegenwartige Krieg beendet ist.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Ver

knndung Ia Kr.ift ¦

Die Weiterversidierung hei den Ersatzkassen

"Ar für Kriegsteilnehmer zumeist unmöglich. Die

Satzungen fast allei Ersatzkassen schreiben vor.

daß bei Eintritt in den Heeres*, mithin auch in
den Kriegedieuat, die Mitgliedschaft bei der Kasae

liecht, ruht oder nur mit beschränkten Rechten
• rtl teht Damit war diesen Mitgliedern die
.Moglichkeil der Weitenrersicherung wahrend der
Leistung von Kriegsdiensten, die ihnen bei den

letiüchea Zwangakaaaen zugestanden bitte,
mmen oder d< ch erschwert worden. Dem-
nüber gibt eine jetzt ergangene Verordnung

* Bundesrats vom & Juli 1916 (RGBl. S. 655)
denjenigen .Mitgliedern von Krsatzkassen, denen

; den Krankenkaeeen nach der Reichsversiche¬

rungsordnung das Recht der Weitervei Sicherung
zugestanden hätte, nunmehr dieses Recht in vollem

Umfange auch gegenüber ihren Ersatzkassen. Wer
von diesem Recht der Weiterversicherung Ge

brauch machen will, muß dieses binnen drei Mo¬

naten, vom Tage der Veröffentlichung der Be¬

kanntmachung ab, beim Vorstande seiner Ersatz¬
kasse beantragen. Wer später eingezogen wird,
hat für den Antrag nur eine Frist von drei Wochen

Voraussetzung für die Wirkung des Antrags bat
die pünktliche Zahlung der satzungsmäßigen Bei

träge. Weiterhin räumt jene Verordnung allen

Ersatzkassenmitgliedern der gedachten .Art, deren
Mitgliedschaft infolge des Diensteintritts erlösche:
und demnächst nicht wieder aufgenommen ist, die

Befugnis ein, binnen sechs Wochen nach der Rück
kehr in die Heimat in die Versicherung bei ihrer
Krsatzkasse wieder einzutreten. Damit wird auch
für die Ersatzkassen jenem Grundsatz Geltun.
I erschafft, der durch das Notgesetz vom 4. August
1914 (RGBl. s. 834) und durch die Bekanntmachung
vom %2H. Januar 1915 für die Krankenkassen durch

geführt ist und dahin geht: niemand soll durcl
die Leistung von Kriegsdiensten hinsichtlich d<
Anwaltschaft geschädigt, die ganze Kriegsdau»
also insoweit hinterher als nicht vorhanden I
trachtet werden. Zweckmäßig dürfte es sein.

Kriegsteilnehmer auf diese Verordnung bin;
weisen. (Den genauen Wortlaut werden wir d<
nächst in der Volkstüml. Zeitschr. veröffentlicher -

Die Thüringer Ortskrankenkassen hielt

am 25 und 26. Juni 1916 in Blankenburg ii
27.Verbandetag ab. Nach Eröffnung der Versami
lung durch den Vorsitzenden Eichstadt-Weim
wurden zunächst verschiedene noch nicht e

gültig entschiedene Fälle der Kassenpraxis
örtert. In bezug auf die neueate Aoändei
der Reichsversicherungsordnung mit Herabset/u
der Altersgrenze für Altersrentenempfänger *

der Vorsitzende darauf hin, daß diese Neuer
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auch in der Berücksichtigung unerzogener

er von Rentenempfängern eine erfreuliche

erung bedeute. Für die Kassen sei aus der

rung zu befürchten, daß die Versicherungs-
dt diesen die Hebegebühren zu kürzen ver¬

liehen werde, obwohl doch die Erhöhung der

H träge, wie sie die Änderung in sich schließe,

Kassen die Arbeitslast steigere. Eine solche

nähme gehe allenfalls bei den Betriebskran¬

kassen an, müsse aber von den Ortskranken-

en entschieden abgewendet werden.

Die schon oft erhobene, aber immer wieder

•lehnte Forderung auf Erhöhung der Hinter-

hlicbenenrente müsse auch künftig aufrecht er-

en werden, zumal die Leistungen der Reichs-

>irherung in der Hinsicht weit hinter dem

uckgeblieben seien, was sie eingenommen habe.

Die Frage, wie sich die Kassen zu den Kriegs-
hädigten zu stellen haben, liege sehr schwierig,
n in ihr drohe den Kassen eine schwere Be¬

lastung^ die sie auf keinen Fall zu tragen im-

ide sein würden. Da könne nur das Reich

mit entsprechenden Unterstützungen für solche

Fälle helfen. Die Geschlechtskrankheiten dürften

in der Hinsicht den Kassen in der Folgezeit
mancherlei zu denken geben. Mit diesen Dingen
irerde sich im Oktober eine Konferenz befassen,
welche vom Reichsversicherungsamte einberufen

t und in der auch die Krankenkassen vertreten

n werden.

Es sei unbedingt erforderlich, daß die groß-
gige Maßnahme der Reichswochenhilfe auch

ich dem Kriege aufrecht erhalten bleibt, wenn

KP von ihr erhoffte Erfolg in vollem Maße ge-

Ihrleiatet sein soll. Erwarte man bei alledem

ich ferner die weitestgehende Mitarbeit der

Kissen, so muß Sorge getragen werden, daß diese

mich Zuwendungen aus Reichsmitteln für den

«hei erforderlichen Aufwand Entschädigung er¬

halten.

Bei der Erstattung des Jahresberichtes wurde

wähnt, daß im Herbst 1915 der Verband auf

25 Jahre seines Bestehens zurückblicken konnte.

Dem Verband gehören z. Z. 85 Kassen mit zu¬

sammen 259000 Mitgliedern an. Infolge des Krieges
i ein Rückgang um etwa 45000 Einzelmitglieder
^getreten. Die vom Weimarischen Ministerium

im Laben gerufene Kriegsverletztenfürsorge habe

im Verbände allgemein Beifall gefunden, das gehe
hon daraus hervor, daß gleich für das Jahr 1915

•n 31 Kassen freiwillige Beiträge hierfür ge¬

zeichnet wurden. Die angeregte Erhebung über

m Umfang der Reichswochenhilfe im Bereich

s Verbandes habe nur ein unvollständiges Er-

hnis gebracht, nur 65 Kassen hätten die Frage¬
bogen zurückgesandt, doch seien schon damit seit

»tember 1915 über 7300 Fälle festgestellt worden.
ils sei die Wochenhilfe in unentgeltlicher Ge¬

stellung der Hebamme, teils in bar, teils in beiden

Formen zugleich gewährt worden. Als Vertreter

Verbandes in den Arbeitsausschuß zur Sozialen

Knegsbeschädigtenfürsorge wird Verbandskassen-

ii er Lemke -Weimar einstimmig gewählt. Auch

für das laufende Jahrsollen derKriegsbeschädigten-
orgestelle durch die Kassen freiwillige Zu¬

wendungen gemacht werden. Beschlossen wird,
M unter 5 Mk. beizusteuern.

Die Erörterung über die Gründung einer Ruhegehalts¬
kasse für die Angestellten der Kassen im Thüringer Ver¬

bände zeitigen den Beschluß, die Unterlagen für

affung einer solchen Einrichtung durch einen

-icherungsmathematiker zu prüfen bezw. auf¬

hellen.

Die Frage der Anstellung eines Verbands¬

revisors wird bis auf weiteres vertagt. Die in¬

zwischen aufgestellte Teilnehmerliste ergibt die

Anwesenheit von 184 zur Stimmabgabe berechtigten
Vertretern, davon sind 62 Arbeitgeber, 63 Arbeit¬

nehmer und 59 Angestellte, alles in allem sind

251633 Einzelmitglieder vertreten.

Bei der Aussprache über die Stellungnahme
der Ortskrankenkassen zur Förderung der Be¬

kämpfung von Geschlechtskrankheiten kann sich

Dr. Weiser-Gera von der durch die Versicherungs¬
anstalt angeregten Beratungsstelle gar keinen

Erfolg versprechen; damit bleibe man lediglich
bei dem stehen, was man bisher in dieser und

jener Form ohne Ergebnis immer wieder versucht

habe. Nur wenn man darauf hinarbeite, jeden
aufstoßenden Fall von Geschlechtskrankheit ohne

Umschweife und unmittelbar dem Arzte zur Be¬

handlung zu überweisen, könne man den immer

trüber sich gestaltenden Verhältnissen mit einiger
Zuversicht auf Besserung begegnen. Aus der

Versammlung heraus spricht mnn zur Sache selbst

die bestimmte Erwartung aus, daß die Kassen¬

vorstände künftig die zur Bekämpfung von Ge¬

schlechtskrankheiten vorhandenen wirksamen

Mittel ohne Ansehung der oft sehr hohen Kosten

freigeben. Dem stimmt die Versammlung zu.

Zum Schlüsse wird der Jahresbeitrag für die

Kassen an den \rerband um 5 Mk. erhöht. Als

nächster Versammlungsort wird Sondershausen

bestimmt.

Der Verband der Ortskrankenkassen im

Königreich Sachsen trat nach einer Vorversamm¬

lung am 26. Juni zu Leipzig zu seiner Haupt¬
versammlung zusammen, der außer einer Reihe

von Vertretern königlicher und städtischer Be¬

hörden die Abgeordneten von 174 sächsischen

Ortskrankenkassen, nämlich 122 Arheitgeberver-
treter, 139 Arbeitnehmervertreter und 83 Ange¬
stellte, beiwohnten. Landtagsabgeordneter Fräß¬

dorf-Dresden eröffnete die Verhandlungen, wobei

er betonte, daß die Krankenkassen im Verband

bis jetzt vom Kriege finanziell nicht geschädigt
worden seien, neuerdings aber steige die Kranken¬

ziffer, und es lasse sich nicht ableugnen, daß das

seelische Dulden unter den gegenwärtigen Zu¬

ständen nicht zuletzt gesundheitsschädliche Wir¬

kungen auslöst. In Rücksicht auf die starke

Entwertung des Geldes durch die Kriegsteuerung
entstehe die Frage, ob denn die Barleistungen
der Ortskrankenkassen den Verhältnissen noch

entsprechen. Die unter der Wirkung des nach

Kriegsausbruch erlassenen Notgesetzes herab¬

gesetzten Leistungen der Ortskrankenkassen

sollten durch die Sätze vor dem Kriege abgelöst,

ja, wo es angängig sei, darüber hinaus erhöht

werden. Einige Kassen hätten im Gegensatz
hierzu die Leistungen erniedrigt oder die Beiträge
ermäßigt, was eine ganz unverständliche kassen¬

fiskalische Politik sei. Man dürfe die Kassen

gewiß nicht finanziell in Gefahr bringen; aber was

unbedenklich geleistet werden könne, solle man

aus sozialpolitischen Gründen leisten, und zwar

freiwillig und nicht erst auf Drängen der Behörde

oder der Mitgliedschaft; denn die Ortskranken¬

kassen seien in erster Linie zum Dienste für das

Gemeinwohl bestimmt. Nach einigen Begrüßungen
und Erledigungen geschäftlicher Art teilte Herr

Oberregierungsrat Dr. Haberland> Vorstandsmit¬

glied der Landesversicherungsanstalt Königreich
.Sachsen, als Berichterstatter zu dem Punkte „D/t?

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten" mit, daß

seit Kriegsausbruch diese Krankheiten in Deutsch¬

land weiter um sich gegriffen haben. Nun gelte
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es, auf Grund etwa einjähriger, abgeschlossener

Erwägungen von Behörden, sowie interessierten

Körperschaften auch für die Zivilbevölkerung die

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten durch¬

greifend zu organisieren auf der Grundlage der

Belehrung über das Übel, der Stärkung des Ver¬

antwortlichkeitsgefühls des Kranken gegenüber
dem Mitmenschen, der reichsgesetzlichen Anzeige¬

pflicht, des Verbotes der Behandlung Geschlechts¬

kranker durch Kurpfuscher und der Schaffung

wohldurchdachter Beratungsstellen für die frag¬

lichen Kranken. Die Militärbehörde geht auf

diesem Wege mit der Zivilbehörde Hand in Hand.

In B LCheM sind Beratungsstellen für Geschlechts¬

kranke neuerdings bereits in Dresden, Leipzig,
Chemnitz, Zwickau und Plauen eingerichtet worden

und wegen einer gleichen Stelle in Zittau schweben

zurzeit Verhandlungen. Der Redner torderte die

Krankenkassenverwaltungen zur Mitarbeit auf und

teilte hierbei mit, daß die Kosten der Beratungs¬
stellen die Landesversicherungsanstalt Königreich
Sachsen tragen wird. Die Verhandlungen führten

zu der einstimmig erteilten Zusage, seitens der

Ortskrankenkassen mit allen zu Gebote stehenden

Mitteln im Verein mit der Landesversicherungs¬
anstalt und anderen Stellen an der Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten mitzuarbeiten. Ferner

beschäftigte sich der Verbandstag mit der Frage
der Förderung des Kleinwohnungsbaues durch die

Krankenkassen, worüber Herr Fräßdorf referierte.

Hierzu wurde eine längere Entschließung an¬

genommen, deren Folge eine weit stärkere Nutz¬

barmachung der Kapitalien der Krankenkassen

für den Kleinwohnungsbau, namentlich durch Bau-

genossenschaften in Sachsen, sowie eine Ver-

reitung dieser Idee im ganzen übrigen Deutschen

Reiche sein dürfte. Herr Verwaltungsdirektor
/renzW-Dresden sprach dann über die Inanspruch¬
nahme der Militärbehörden zum Ersatf der an

Kriegsteilnehmer geleisteten Unterstützungen. Die

Versammlung beschloß, den Vorstand mit der

Weiterführung der Angelegenheit zu betrauen.

Herr Fräßdorf berichtete hierauf über Maßnahmen
aus Anlaß des Krieges; über das Abkommen mit

den Berufsgenossenschaften: Förderung der ört¬

lichen Vereine Heimatdank und Ankauf von

Kriegsanleihe; Beschäftigung und Besoldung von

Kriegsverletzten im Kassendienst; das Verhältnis

zu den Ärzten und Apotheken. Nach einer Reihe

weiterer Vorträge über Säuglings- und Kleinkinder¬

fürsorge, über die Wiedereinführung der Kranken¬

versicherung der Hausgewerbetreibenden, über

die Beteiligung an der Beratungsstelle für Heil¬

wesen im Hauptverbande usw. wurde als nächster

Versammlungsort Chemnitz bestimmt.

Betriebskrankenkassentagung. Der Verband

zur Wahrung der Interessen der deutschen

Betriebskrankenkassen (Sitz Essen) hat in Berlin

am 3. Juli eine gut besuchte Tagung abgehalten.
Die Regierung war durch den Senatspräsidenten
Hanow vertreten. Der Verband umfaßt zurzeit

3297 Krankenkassen mit etwa 2,7 aMillionen Ver¬

sicherten. Geschäftsführer Heinemann-Essen er¬

örterte die Schwierigkeiten, die sich bei Durch¬

fuhrung de - allgemeinen Firugungsabkommens
zwischen Krankenkassen und Ärzten ergeben haben.

Dr. HalboihKssen berichtete über Verhandlungen
zwischen Vertretern der Krankenkassen- und

Apothekerverbände. Wegen Preistreibereien auf

dem .Arzneimittelmarkte wurde Einrichtung einer

Preisprüfungssteile auch für diesen Bereich ge¬
fordert. Regierungsrat im Reichsversicherungsamt
Bracht behandelte die Kriegsbeschädigtenfürsorge

durch die Krankenkassen. Die den Trägern d

Krankenversicherung aus dieser Fürsorge
wachsenden Aufgaben müßten aus allgemen
Gründen großzügig bewältigt werden. Es

schwierig, einen Maßstab für den von viel

Seiten hierfür verlangten Reichszuschuß zu find.

Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Weymann-Ben

zeigte in seinem Vortrage über Bevölkerungspolitik
und Krankenkassen, daß diese in umfassend

Weise mitarbeiten können, den Geburtenrückgn
einzudämmen und die Säuglingssterblichkeit
beschränken. Professor Dr. Blaschko-Berlin I

faßte sich mit der Bekämpfung der Geschlecht

krankheiten, wobei die von den Invalidenversich-

rungsanstalten in Gemeinschaft mit den Kranker

kassen zu schaffenden Beratungsstellen füi

Geschlechtskranke und ihre planvollen Maßnahr

in den Vordergrund gestellt wurden.

Die Neuwahlen zu den Ärztekammern« den

Zahnärztekammern und den Apothekerkammeni
sind nach einer preußischen Verordnung \

7. Juni d. J. vorgesehen für November 1917 Die

bis zum 31. Dezember 1916 währende Amtsdau-

der bisherigen Kammervertreter ist bis zun

31. Dezember 1917 verlängert worden.

Apotheken und Krankenkassen. Im Interes

der „notleidenden44 Apotheker nimmt die »Apo
theker-Zeitung44 in Nr. 53 gegen die Ausführung,
des Verwaltungsdirektors Meyer-Essen auf dei

Tagung des Gesamtverbandes deutscher Kranken

kassen am 26. und 27. Juni Stellung. Meyer hatte

nämlich nach dem Bericht des Berliner Tage
blattes unter anderem nachstehende Ausführungen
gemacht:

„Der Krieg bedeutet für die Apotheken eine

Glanzzeit ersten Ranges. Nach der Arzneitaxe

sind 1915 über 500 Arzneimittel erhöht worden,

vielfach dreimal. 1916 sind bereits wieder 400 Preis¬

erhöhungen eriolgt. Bei verschiedenen Arzneien

ist de: Preis heute der acht- bis zehnfache wie

vor dem Kriege. Die -Apotheker arbeiten jetzt
mit Hochdruck für weitere Preissteigerung und

sogar für Erhöhung ihrer Dispensationsgebübren.
Dagegen muß entschieden Stellung genommen
werden.44

Hiergegen wendet sich die Apotheker-Zeituno
nun in folgender Weise:

Der Krieg hat den aApotheken nicht eine

„Glanzzeit44, sondern zumeist recht beträchtlich»

Schädigungen gebracht. Dor Umsatz ist nicht nur

nicht gestiegen, sondern bei der Mehrheit um eii

Viertel bis ein Drittel gesunken. Die allgemeinen
Unkosten haben sich bedeutend erhöht; nament¬

lich ist dies bei den Gehältern der Angestellte:
der Fall, ganz abgesehen von der allgemeiner
Teuerung, unter der selbstverständlich die A|<
theker wie jeder andere auch zu leiden haben

Allerdings sind die Taxpreise einer Reihe voi

Arzneimitteln erhöht worden, aber nicht, um dei

Apothekern* einen höheren Verdienst zu sieben

so sehr dies auch angesichts der bestehend»

Verhältnisse erklärlich wäre, sondern weil di<

Einkaufspreise von Chemikalien und Drogen ein

beispiellose Steigerung erfahren haben und n<><

fortwährend erfahren. Die Arzneipreise wenh

bekanntlich auch nicht von den Apothekern fest

gesetzt, sondern vom Bundesrate nach sorgfältig-
Vorarbeiten im Kaiserlichen Gesundheitsamte un

Beratung im Reichsgesundheitsrate mitVertrete
aller Beteiligten, zu denen auch die Kranket
kassen gehören. Auch an den Beratungen
die Arzneitaxen 1915 und 1916 sowie ihre Na«

träge haben Vertreter der Krankenkassen I



•14 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 163

im: mimen, ohne gegen die fraglichen Erhöhungen,
sich auf das allernotwendigste beschränken,

I Wendungen zu erheben. Bei der Bemessung
Taxpreise für 1916 sind überdies nicht einmal

diejenigen Erhöhungen vorgenommen worden,

he den sonst für die Taxe geltenden Grund-

tzen entsprochen hätten. Es ist vielmehr sogar

tsachef daß die Preise der Arzneitaxe dem

hen Steigen der Einkaufspreise nicht gefolgt
i. so daß die Apotheker, wie jeder Fachgenosse

weifi und am eigenen Leibe erfahren hat, wieder¬

hol! monatelang gezwungen waren, vielgebrauchte
Arzneimittel unter dem Einkaufspreise abzugeben.

Es ist also das gerade Gegenteil von dem

( getreten, was Herr Meyer behauptet hat. Die

Apotheker haben das getragen, weil sie wissen,

i auch sie die Lasten des Kriegszustandes

igen müssen. Es muß aber nachdrücklichst

Einspruch dagegen erhoben werden, daß der

Krieg als eine Glanzzei: für die Apotheker be¬

zeichnet wird.

Der Deutsche Apotheker-Verein hat der po¬

litischen Presse eine entsprechende Richtig-

teliung übermittelt. —

Von Interesse wäre demgegenüber eine sta¬

tistische Feststellung, auf wie hoch sich dann

den Angestellten in den Apotheken gewährten
Gehaltaerhohungen insgesamt belaufen. Bisher

haben jedenfalls Produzenten wie Zwischen¬

händler mit wundersamer Betriebsamkeit fast

ohne Ausnahme es verstanden, alle ihre Lasten

: die Konsumenten, wozu auch die Kranken¬

kassen gehören, abzuwälzen. Ob zu diesen Aus¬

nahmen die Apotheker gehören, darf billig be¬

zweifelt werden.

Die Betriebskrankenkasse der Firma Krupp
veröffentlicht ihren Jahresbericht für 1915. Einige
Ziffern daraus dürften von allgemeinem Interesse

>cin. Die Mitgliederzahl betrug am

1. August 1914 = 38 121, davon 1 241 weibliche,
Sl. Dezember 1914 a 49 925, „

1 666

31. Dezember 1915 - 65 519, „
10 928

1. April 1916 =68 972, „
13 023

Bis 1914 kamen als weibliche Mitglieder nur

Verkäuferinnen (in den Konsumanstalten) und

w

M

Putzfrauen in Betracht, die seitdem erfolgte Zu¬

nahme ist völlig auf die Tätigkeit im eigentlichen
Fabrikbetriebe zu setzen.

Die Kassenverhältnisse sind außergewöhnlich
gute. Die Beiträge (4,5 v. H. bei einem Grund¬

lohn von 6 Mk.) betrugen pro Mitglied im Jahres¬

durchschnitt 1915 = 70,81 Mk. gegen 69,89 Mk. 1914,

62,54 Mk. = 1913 und 62,03 Mk. = 1912. Der

Reinüberschuß betrug 1 213 083 Mk. (1914: 499 761

Mark, 1913: 246 203 Mk., 1912: 172 624 Mk.). Die

Rücklage, deren Mindesthöhe 1916: 2 549 932 Mk.

beträgt, erreichte die Summe von 3 694 399 Mk.

Die Krankenziffern standen bei Krupp seit

langen Jahren weit über den Durchschnitt der

Kassen im Reich. Für das Jahr 1915 erschienen

sie etwas günstiger. Es kamen Erkrankungsfälle
auf 100 Mitglieder:

1915 1914 1918 IMS

63,55 61,91 63,04 64,5

(62,31 männl., (62,59 männl.,
76,60 weibl.) 41,68 weibl.)

Die durchschnittliche Krankheitsdauer betrug:
1915 1914 1918 1912

14,85 Tage 17,49 Tage 18,33 Tage 18,63 Tage
(15,18männl.,
12,02 weibl.)

Krankheitstage auf den Kopf der durchschnitt¬

lichen Mitgliederzahl entfielen:

1915 1914 1918 1912

9,44 10,83 11,6 12

(9,46 männl.,
9,20 weibl.)

Die häufigeren Erkrankungen der weiblichen

Mitglieder in 1915 zeigen schon den schädlichen

Einfluß der Fabrikarbeit auf die Frauen. Der

geringe Rückgang der Krankheitsfälle und -dauer

ist offenbar darauf zurückzuführen, daß die Ar¬

beiter unter dem Druck der Verhältnisse im Betrieb

und dem der Teuerung arbeiten, solange es nur

irgend geht.
Die Sterblichkeitsziffer war 1914 bedeutend

höher als im Vorjahr, sie betrug 5,84 auf 1000

Mitglieder gegen 4,12 im Jahre 1914.

Zum Heeresdienst wurden 1914: 8114 und

1915: 7500 Mitglieder eingezogen.

Rechtsprechung.
Kl. Zu § 529 RVO. Gegen ein Kassenmitglied,
die Anordnungen des behandelnden Arztes

übertritt oder die ihm nach § 190 obliegende
Mitteilung über Bezüge aus einer anderen Kranken¬

versicherung unterläßt, kann der Kassenvorstand

Strafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen
Krankengeldes für jeden Übertretungsfall fest-

?' zen. AufBeschwerde entscheidet das Versicherungs¬

endgültig. In der Praxis und Literatur herrscht

Meinungsverschiedenheit darüber, unter welchem

Verfahren das Versicherungsamt zu entscheiden

hat. Hoffmann sagt in seinem Kommentar (Anm.
529), daß sich das Verfahren nach § 1780

RVO. richte. Auch Lehmann führt in seinem

nentar zu § 1780 an, daß zu den im Beschluß-
terfahn* zu erledigenden Dingen die »Streitig¬
keit en zwischen dem Vorstande der Krankenkasse

und ihren Mitgliedern über die Festsetzung von

en (§ 529)" gehört. Die gleiche Ansicht ver-

auch Stier-Somlo und Syndikus Helms in der

Art iterversicherung 1915 g. 173. Hahn sagt da-

n in seinem Handbuch zur Krankenversiche-

daß über die Beschwerde nach § 1791 (Be-
sdi rdeverfahren) entschieden werde.

Die Berufung auf die verschiedenen Para¬

graphen sind indes nur scheinbare Widersprüche.
Beschlußverfahren und Beschwerdeverfahren sind

keine Gegensätze, wie ein Blick in die Systematik
des Gesetzes zeigt (C. Beschlußverfahren. 1. Ab¬

schnitt: Allgemeine Vorschriften. 2. Abschnitt:

Beschwerde usw.), hieraus ergibt sich, daß das

Beschwerdeverfahren nur eine besondere Abart

des Beschlußverfahrens ist. Es ist somit bei der

Auslegung des § 529 RVO. sowohl die Verweisung
auf § 1780 als auch diejenige auf § 1791 RVO. an¬

gängig.
Besonders hervorzuheben ist auch, daß unter

„Beschlußverfahren44 nicht immer das Verfahren

vor dem Besch\\xüausschuß zu verstehen ist. Nach

der Entscheidung des Reichsversicherungsamts
vom 6. Mai 1915 (Amtl. Nachr. 1915 S. 655)
ist unter der Bezeichnung „Versicherungsamt44
in der Reichsversicherungsordnung stets nur

der Vorsitzende ohne Zuziehung von Versiche¬

rungsvertretern zu verstehen. Sollen die Ver¬

sicherungsvertreter bei einer Entscheidung mit¬

wirken, so ist dem Worte „Versicherungsamt44
stets in Klammern das Wort „Beschlußausschuß44
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ler „SpruchaussrhuD* hinzugefügt, zu vergl.

Kommiaaionaberiehl zur RVO. I.Teil, S. 108, 135.

Hieraus »*re;iht sich, daß über die Beschwerde über

die .Straffestsetzungen nach 1529 RVO. der Vor-

tzende allem ohne Zuziehung der Beisitzer ent-

bcidet, daß d. Entscheidung keine mV

Btacbeidung" im Sinne des § 165? RVO. ist und

gegen du^e auch nicht mit einem Antrag auf

mundliche Verhandlung vorgegangen werden kann

<d> diese Regelung glücklich ist, ist eine andere

! rage. Da dm Versicherungsamt über diese

Strcitfra^'" endgültig entscheidet, wäre es sicher

erwfl bt, daß das Verfahren möglichst ein¬

gehend und unter Zuziehung von Vertretern der

„Beteiligten" stattfindet.

sd Tod an Lungenmilzbrand als entschädi¬

gungspflichtiger Betriebsunfall anerkannt. Knt-

<-< heldung des Reiehsversicherungsamts, Neunter

Rekurssenat vorn 2. Juni 1916 da 4720 14 9B.J.

Aus den Intscheulungsgründen: Der Arbeiter

Karl H. In ü ist am 22. Mai 1913 erkrankt und

n 14 Mai 1913 gestorben Auf (.rund der von

dem Oberarzt Dr. <
. in M. vorgenommenen Leichen¬

öffnung, eieren Ergebnis er in seinem Gutachten

vom 20. Juni l91o niedergelegt hat, steht fest,

daß H. an Lungenmilzhrand gestorben ist. Es

fra^jt sich nun, ob der Lungenmilzhrand, dem IL

erlegen ist, ursächlich auf eine Ansteckung im

Betriebe der Firma B. Irfi in M. zurückzuführen

ist. Nach dvn Ausfuhrungen von Prof. Thiem in

seiMNH Handbuch der rnfallkrankheiten, 2. Auf¬

lage 1909, Seite 389, ist ein Lungenmilzhrand dann

als durch den Betrieb verursacht anzusehen, wenn

der Erkrankte im Betriebe mit Stoffen in Be¬

rührung gekommen ist, an denen erfahrungs-
•maß Milzbrandkeime und Sporen haften. Das

Reiehsversicherungsamt hat auf Grund der statt¬

gehabten Beweisaufnahme. insbesondere auf

Grund der Auskünfte der Gewerbeinspektion in

M Über die Herstellung der Dachpappe in den

Dachpappen- und Asphaltwerken der Firma B. k IL

in .M. und der Angabe ('er Firma .Julius .Seh. in I).,

von der die erforderliche Rohdachpappe bezogen
worden ist, die Überzeugung gewonnen, daß der

Tod des Arbeiters H. dadurch verursacht worden

ist, daß IL in dem Betriebe der Firma B. fle H. in

M. mit Stoffen in Berührung gekommen ist, an

denen Milzbrandkeime oder -sporen haften«

IL war vom Jahre 1909 bis 21. Mai 1912 in

den Betrieh der Dachpappen- und Asphalt werke

von B. A H. in II. beschäftigt. Seine Arbeit in

dieeem Betriebe bestand in der Herstellung von

Dachpappe. Diese Dachpappe bezog die Firma

B. k Ha von der Firma Julius Seh. in I). Diese

Firma gibt in ihrer Mitteilung vom 10. Dezember

I9IS an, daß sie die Dachpappe aus rohen halb¬

wollenen und wollenen Lumpen herstelle, welche

B nicht desinfizieren könne, und zwar werden

diese trocken geschnitten und dann unter Zusatz

von \* r hl sogenannten Holländern gemahlen
und kommen hierauf auf die Papiermaschine über

Siebe und Filze, auf denen sie durch Walzen

ausgepreßt werden und auf Trockenzylindern, wo

der Stoff mit einer Hitze von 120 bis 140 Grad

getrocknet wird. Das Wasser wird durch diese

HitZC verdampft, die Pappe wird dabei nur

warm, dal sie im Falle des Reißens der Bahnen

immer noen mit der Hand um die verschiedenen

Zylinder geführt werden kann.

Daß rohe halbwollene und wollene Lumpen
vielfach Milzbrandkeime und -sporen enthalten,
ist Erfahrungstatsache. Bei dem von der Firma

Seh. angewendeten Desinfektionsverfahren ist

nach der Überzeugung des Reichsversicherungs¬
amts, tdie sich auf die Ausführungen in dem

Handbuch für Unfallversicherung von Thiem und

die zur Sache erstatteten ärztlichen Gutacht'

von Professor L. in W. vom 25. März 1914 und

27. Oktober 1915, des Dr. C. in M. vom 20 Juni

1913 und des Dr. D. in B. vom 20. Oktober 191 1

stützt, keine Sicherheit gegeben, daß sämtliche

Milzbrandkeime und -sporen in der Rohdachpapp»-
vernichtet werden. Das Reiehsversicherungsamt
sah es vielmehr als überwiegend wahrscheinl:

an, daß in der von der Firma Seh. an die Firn

B. & H. gelieferten Rohdachpappe sich noch

Milzbrandkeime oder -sporen lebend befanden

und daß diese auch noch ansteckungsfähijj
waren, als die Rohdachpappe in dem Betrieh

der Firma B 8c H. zur Verarbeitung gelangte
Nach dem Bericht der Gewerbeinspektion in II.

vom 14. Mai 1915 hatte nun H. die Roh-Dach

pappenrollen aus dem Lager zu holen und sie

einzuziehen. Nach dem weiteren Bericht der

Gewerbeinspektion vom 24. November 1915 nahm

der jeweilige Arbeiter diese Roh-Dachpappe auf

die Schulter und trug sie zur Wage. Dort wurde

sie abgesetzt. Dabei ließ der Arbeiter die Rolle

von der Schulter nach vorn abgleiten. Bei diesem

Vorgang wurde durch die Reibung der Rolle an

den Händen und der Kleidung des Arbeiters

Staub erzeugt, den der Arbeiter zum Teil ein¬

atmete. Da der Oberarzt Dr. C. festgestellt hat,

daß IL an Lungenmilzbrand verstorben ist, so

hat das Reiehsversicherungsamt es als über¬

wiegend wahrscheinlich angesehen, daß H. sich

die Milzbrandansteckung durch Einatmen von

Staub, der Milzbrandkeime trug, bei einer dieser

Arbeitsverrichtungen zugezogen hat. Wenn auch

der genaue Tag der Ansteckung nicht mehr fest¬

gestellt werden kann, so hat das Reiehsversiche¬

rungsamt es als überwiegend wahrscheinlich

ai gesehen, daß die Erkiankung und damit der

Tod des 11. ursächlich auf einen Betriebsunfall

zurückzuführen ist. Bei dieser Sachlage konnte

unerörtert bleiben, ob die Ansteckung dos II

nicht auf andere Ursachen zurückzuführen ist,

insbesondere ob die Dachpappe etwa auf dem

Transportwege mit Milzbrandkeimen oder -sporen

angesteckt worden ist.

Rs. Ein bei verbotswidrigem und fahr

lässigem Handeln eingetretener Betriebsunfall

ist entschädigungspflichtig. (Grundsätzliche Fnt-

schcidung des Reiehsversicherungsamt vom 12. April
1916. Aktenzeichen Ia 1425 15 17B.)

Zu dem in voriger Nummer der Volkstüml.

Zeitschr abgedrucktem Tatbestand folgen nunmehr
die Fntscheidungsgründe: Das Reichsversicherurej

amt hat keine Bedenken getragen, in Oberem

Stimmung mit dem Oberversicherungsamt fest-

zustellen, daß die Fahrt, bei welcher der Kläg<
vi runglückt ist, dem bei der beklagten Beruft

genoesenechafl versicherten Kuhrwerksbetrie!

diente. Denn die Einnahme dos Mittages^
beim Arbeitgeber war dem Kläger nur desha

zur Ptlicht gemacht, weil der Kläger dort A

träge zu Fuhren in Empfang zu nehmen hatti

die wahrend der Abwesenheit des Klägers e

gegangen waren. Gegen die Benutzung der eh

Irischen Straßenbahn zur Beförderung besteh«
keine Bedenken; insbesondere hat der Arbe

geber hiergegen nie Einwendungen erhöh

Unzweifelhaft stellt aber das Abspringen von «1»

in voller Fahrt befindlichen Straßenbahnw;i

eine ordnungswidrige Benutzung des an sich z

lässigen Beförderungsmittels dar. Eine solcl
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utzung ist nach Entscheidungen des Reichs-

-icherungsamts, die vor dem Inkrafttreten der

i hsversicherungsordnung ergangen sind, für

i^net erachtet worden, den Zusammenhang
• dem Betriebe zu lösen (zu vergl. Rekurs-

.cheidung 2039, Amtl. Nachr. des RVA. 1904

16, Rekursentscheidung 2452, Amtl. Nachr. des

RVA. 1911 S. 385). Es fragt sich nun, ob diese

htsprechung im Hinblick auf die neue Vor-

rift des § 544 Abs. 2 RVO. aufrechterhalten

u erden kann. Zur Beantwortung dieser Frage
ist es erforderlich, zunächst auf die Entwickelung

Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts
überden Einfluß verbotswidrigen oder fahrlässigen
Handeina des Verletzten auf die Entschädigungs-
pflicht der Berufsgenossenschaft einzugehen.

Die Rechtsprechung des Reichsversicherungs¬
amts unter Geltung der früheren Unfallversiche-

rungsgesetze hat anfangs bei bewußtem Über-

treten eines gehörig durchgeführten, zur Ab¬

grenzung eines Betriebes bestimmten Verbotes

ne Loslösung des Arbeiters von dem Betriebe

ui undsätzlich angenommen und demgemäß die

Entschädigung hierbei eingetretener Unfälle ver-

igt, auch wenn sie sich auf*der Betriebsstätte

eignet hatten. Erst in der Rekursentscheidung
des Erweiterten Senats vom 28. Juni 1902 (Amtl.
Nachr. des RVA. 1902 S. 674 Nr. 1963) ist aus¬

krochen worden, daß bei zweifellos dem Be¬

triebe zuzurechnenden Verrichtungen der zur

Anerkennung eines Betriebsunfalles erforderliche

ursächliche Zusammenhang zwischen Unfall und

Betrieb nicht dadurch ausgeschlossen werde, daß

der Versicherte einem „gehörig durchgeführten,
zur aAbgrenzung des Betriebes geeigneten Ver¬

bote41 zuwidergehandelt und hierbei den Unfall

erlitten habe. Der Erweiterte Senat hatte damals

einem Bergmann, der einenbergpolizeilich nicht

Kur Personenbeförderung zugelassenen Förder-

korb zur Ausfahrt aus dem Schacht benutzt hatte

und dabei verunglückt war, Entschädigung ge¬

wahrt.

Die dem Verletzten günstigere» Rechtsprechung
erden Einfluß verbotswidrigen oder fahrlässigen

Handelns auf die Entschädigungspflicht fand im

wesentlichen nur Anwendung auf Unfälle inner¬

halb des Bereichs der Betriebsstätte. Unfälle

aul Betriebswegen wurden nach wie vor strenger

sichtet; insbesondere wurde bei Benutzung von

!;• lorderungsmitteln nicht bloß verlangt, daß das

Mittel üblich und an sich zweckmäßig war, son-

dl rn auch, daß sich der Vorletzte eines solchen

B< förderubgamittela in angemessener Weise be¬

diente, widrigenfalls der Schutz der Unfallver-

iierung entfiel. Eine unangemessene Benutzung
d man insbesondere in dem Abspringen von

er elektrischen Straßenbahn während voller

hrt, das an sich fahrlässig und nach einem

erhalb des versicherten Betriebes liegenden,
die Straßenbahnen ergangenen Verbot unzu-

üg wäre (Rekursentscheidung2029,2452 a.a.O.).
Die Rechtsprechung über die Behandlung von

llen bei der Benutzung von Straßenbahnen

Betriebswegen fand nicht dio Billiguno; der
' Iistagskommission bei Beratung des Entwurfs

ReichsVersicherungsordnung (Bericht der

Kommission über den Entwurf einer Reichs-

sicherungaordnung, 3. Teil, Reichstagsdruck-
•»en, Bd. 279 S. 4792, 4793, 4788). In ihr wurde

Antrag gestellt, dem § 575 des Entwurfs

6 des Gesetzes) als .\bs. 2 hinzuzufügen:
rlässigkeit, selbst grober Art oder verböte-

riges Handeln schließt den Ersatz des Schadens
h § 574 (?? 555 des Gesetzes) nicht aus/4 Zu

diesem Antrag wurde ausgeführt: . . . „Er könnte

überflüssig erscheinen, weil im allgemeinen auch

bei Fahrlässigkeit und verbotswidrigem Handeln

der Anspruch auf Unfallrente anerkannt wurde.

Aber nicht immer sei es so. Ein Arbeiter sei

von der Wohnung seines Meisters zur Arbeits¬

stätte mit einer Straßenbahn gefahren — habe

sich also „im Betriebe44 befunden, sei von der

Straßenbahn abgesprungen, habe dabei einen

Unfall erlitten, dessen Entschädigung vom Reiehs¬

versicherungsamt abgelehnt worden sei, da er

durch „verbotswidriges Handeln44 im Betriebe —

das Abspringen von der Straßenbahn ist ja überall

verboten — erfolgt sei. Dem Antrage ist trotz

Widerspruchs eines Vertreters der verbündeten

Regierungen in der ersten Kommissionslesung
entsprochen worden. In der zweiten Lesung
wurde der hinzugefügte Absatz wieder gestrichen,
nachdem man dem § 566 des Entwurfs (§ 544 RVO.)
den Absatz 2 hinzugesetzt hatte, wonach verbots¬

widriges Handeln die .Annahme eines Betriebs¬

unfalles nicht ausschließt. Es handelte sich bei

dieser Verschiebung lediglich um eine Änderung
der Wortfassung des Gesetzes, wie ausdrücklich

anerkannt worden ist; insbesondere ist aus der

Nichterwähnung der Fahrlässigkeit in 8 544 Abs. 2

kein gegenteiliger Schluß zu ziehen, da man den

Schutz bei Unfällen aus Anlaß fahrlässigen
Handelns als ausreichend durch § 575 .Abs. 1 des

Entwurfs (§556 des Gesetzes) gewährleistet ansah.

Aus dieser Entstehungsgeschichte ergibt sich,
daß die neue Vorschrift des § 544 Abs. 2 keines¬

wegs nur die bisherige Rechtsübung bestätigen
sollte. Ihre Wirkung sollte vielmehr eine weiter¬

gehende sein, wie auch durch die allgemeine
Fassung der Vorschrift ausreichend zum .Aus¬

druck gekommen ist. Es ist daher nicht angängig,
anzunehmen, das Wort verbotswidrig nur in dem

Sinne von „entgegen Verboten des Betriebs, in

welchem der Verletzte tätig war44, anzuwenden,

wie dies Moesle-Rabeling, Kommentar zur Reichs-

versicherungsordnung, 3. Buch, UnfallVersiche¬

rung, 3. Auflage S. 89 Anm. 24 zu § 544 tun.

Verbote, die für den Betrieb erlassen sind, in

dem der Verletzte arbeitete, sind vielmehr grund¬
sätzlich allen sonst erlassenen Verboten gleich¬
zustellen, also auch das Verbot des Abspringens
von elektrischen Straßenbahnen während dev

Fahrt. Auch abgesehen von verbotswidrigem
Handeln steht nunmehr grundsätzlich jede Fahr¬

lässigkeit auf Betriebswegen der auf dor Be¬

triebsstätte selbst begangenen Fahrlässigkeit
gleich. Für die Frage, ob ein Unfall bei verbots¬

widriger oder sonst fahrlässiger Handlung auf

einem Betriobswege zu entschädigen ist, bleibt

nur maßgeblich, ob die unfallbringende Verrich¬

tung dem versicherten Betriebe, in dem dev Ver¬

letzte tätig war, noch zugerechnet werden kann

(zu vergl. Rekursentscheidung, 1963 a. a. ().). Die

Prüfung dieser Frage wird allerdings bei Un¬

fällen auf Betriebswegen strenger sein müssen,

als bei Unfällen auf der Betriebsstätte, weil bei

den ersteron der räumliche und meist auch dev

zeitliche Zusammenhang mit dem Betriebe selbst

fehlt Dieses Ergebnis stimmt auch mit § 556

RVO. überein, wonach Unfälle bei Betriebshand¬

lungen, zu denen auch Wege gehören können,
nur dann keinen Entschädigungsanspruch be¬

gründen, wenn die Unfälle vorsätzlich herbei¬

geführt sind.

In dem zur Entscheidung stehenden Falb»

kann es nicht zweifelhaft sein, daß die unfall¬

bringende Verrichtung dem Betriebe dos Fuhr-

werksbesitzors Seh. diente. Der Kläger war in
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unmittelbarem Verfolg seines Betriebsweges vor

rn Hause seines Arbeitgebers abgesprungen,

in das er zur Empfangnahme der Aufträge

lar mußte. Unterstützend, abci nicht ent-

heidend kommt dabei in Betracht, daß der

Kläger zu dem Abspringen sicherlich durch die

Kürze der ihm zur Verfügung stehenden X

mit veranlaßt worden ist.

Hieraus ergibt sich die Entschädigungspflicht
der beklagten Berufsgenossenschaft.

Soziale Chronik.

Line Petition auf Einführung einer reichs-

gesetzlichen Muttersdiaftsversldierung nach dem

Kriege ist Ende .März dem Reichstage und Bundesrat

von der Allgemeinen Ortskrankenkasse in Frank¬

furt a M. in Verbindung mit einer Reihe anderer

örtlicher Körperschaften und Vereine (darunter das

Armenamt, diverse Frauenvereine, Gewerkschafts¬

organisationen und soziale Fürsorgevereinigungen)
überreicht worden. In der Eingabe werden dann

die im einzelnen aufgestellten Forderungen des

näheren begründet und unter anderem dabei aus¬

geführt.
Schon bisher hat der Gesetzgeber den Schutz

von Mutter und Kind auf seine Fahne geschrieben
Die Arbeiterversicherungsgesetzgebung hat nach

Leistungen und Personenkreis diese Aufgabe immer

umfassender in Angriff genommen und auch in

der Arbeiterschutzgesetzgebung ist die Arbeits¬

ruhe vor und nach der Entbindung immer mehr

ausgedehnt worden. Speziell während des Krieges
ist durch die drei Bundesratsverordnungen vom

t Dezember 1914, 28. Januar 1915 und 23. April
1915 die Wochenhilfe für Kriegsteilnehmer-Ehe-
frauen weit über den Kreis der bisher von der

Sozialversicherung erfaßten Personen hinaus in

nr beachtenswerter Weise mit Reichsmitteln

organisiert worden. Aber so bedeutsam diese

Leistungen auch sind und so segensreich sie schon

gewirkt haben und noch wirken, so sind sie doch,

gemessen an der Größe der Aufgabe, noch un¬

zureichend. Betrug doch in Deutschland die Zahl

der im Jahre 1913 verstorbenen Säuglinge (0 bis

1 Jahr) 277 198, die Zahl der im Jahre 1913 Tot¬

geborenen 55 848 bei einer Gesamtgeburtenziffer
von l 894 598. Der Prozentsatz der im ersten

Lebensjahre gestorbenen auf 100 Lebendgeborene

betrug also 14,7, während nach dem vom Kaiserlich

statistischen Amt herausgegebenen Statistischen

Jahrbuch für das Deutsche Reich, Jahrg. 1914,

S. 16t nur aufwiesen:

Schweiz (1911) 12,.*

Belgien (1912) 12,0

Frankreich (1910) 11,1

Danemark (1911) 10,6

England und Wales (19121 . . 9,5

Niederlande (1912) ... .8,7
Schweden (1910) 7,5

Norwegen (1911) 6,5

Es gilt also, das bereits Bestehende noch

weiter auszubauen und einem immer größeren
Personenkreis zugute kommen zu lassen.

Nach dem Lericht des Hauptverbandes
deutscher Ortskrankenkassen für 1914 hatten 1914

(offenbar bis zum Zeitpunkt des Kriegsbeginns)
die dem Verband angehorigen Kassen gewährt.

Hebammendienste und ärztliche Behandlung
i der Entbindung für 2 171 027 Mitglieder
72.4 v. IL;

Schwangerengeld für 1 089 353 Mitglieder
M3 v. IL;

Hebammendienste und ärztliche Behand¬

lung bei Schwangerschaftsbeschwerden für

1 827298 Mitglieder = 54,3 v. IL;

Stillgeld für 603535 Mitglieder 20,2 v. H ;

Wochenhilfe an Familienmitglieder für 707 lt>

Mitglieder = 23,5 v. H.

Über die einschlägigen Verhältnisse bei den

nicht dem Hauptverband angeschlossenen Orts¬

krankenkassen, bei den Land-, Betriebs- un

Innungskrankenkassen, liegen für 1914 noch kein«

abschließenden Ziffern vor; doch dürfte auch hiei.

in einigem Umfange, wenn auch nicht so erheblich

wie bei den Ortskrankenkassen, von jener Satzung
mäßigen Erweiterungsmöglichkeit auf dem Gebiete

der Wochenhilfe Gebrauch gemacht worden sein

An anderer Stelle wird alsdann betont:

Als Hauptleistung bei einem Ausbau der Reichs

wochenhilfe wird bei erwerbstätigen Frauen nach

wie vor die Gewährung eines Wochengeldes für

die Zeit nach der Entbindung in Betracht kommen

müssen. Die in der Reichsversicherungsordnune;
dafür vorgesehene Dauer von acht Wochen dürfte

genügend sein; nur wird unter Beseitigung des

bisherigen Absatzes 2 des § 195 RVO. diese Dauei

gleichmäßig für alle Arten von Versicherten vor¬

zuschreiben sein (also auch für die den Land

krankenkassen zugehörenden Landarbeiterinnen,

Dienstboten, Hausgewerbtreibenden). Dagegen
wird der Betrag des Wochengeldes gegenüber
der bisherigen Festsetzung zu erhöhen sein. Ein

Wochengeld in Höhe von
l
* des Lohnes reicht

zum Lebensunterhalt nicht aus; die Folge davon

ist, daß überall da, wo nicht ein leicht kontrollier¬

bares Arbeitsverbot für die Dauer der Wochen¬

hilfeleistungen besteht, schon etwa vom Beginne
der dritten Woche nach der Entbindung an ge

rechnet, die Arbeit wieder aufgenommen wird

Damit wird aber der mit der Wochengeldgewäh

rung beabsichtigte gesundheitliche Erfolg wieder

zunichte gemacht. Dem kann nur dadurch vor¬

gebeugt werden, daß einmal ein allgemeines .Ar

beitsverbot für die Dauer des WochengeldbezugeN
erlassen, zum anderen aber Fürsorge getroffen
wird, daß die Wöchnerin durch den Ausfall von

Arbeitsverdienst nicht in Not gerät. Anderen

falls bleibt das Arbeitsverbot auf dem Papiei
stehen. Das Angemessenste wäre es deshalb,

wenn die Höhe des Woeh°ngeldes gleich dem

vollen Arbeiteverdienst festgesetzt würde. I>

aber aus finanziellen Gründen dieses Ideal kaum

zu erreichen ist, so wäre die Bemessung de

Wochengeldes mit * des entgehenden Arbeits

Verdienstes anzustreben«
Leben und Gesundheit von Mutter und Kind

werden aber nicht bloß durch zu frühe Aufnahm*
der- Arbeit'nach der Entbindung, sondern au«

durch allzulange Fortsetzung der Arbeil in d<

Zeil vor drv Entbindung gefährdet. Erwün
wäre deshalb ein .Arbeitsverbot für eine ge*
Zeitdauer vor der Entbindung und die Gewähru

eines Schwangerengeldes in Höhe des Wocln

geldes während dieses Zeitraums. Da aber d<

Zeitpunkt der Entbindung sich vorher nicht i

Gewißheit angeben läßt, so ist eine derart

Bestimmung nicht durchführbar. Es bleibt rr

übrig, da, wo infolge der Schwangerschaft •

nachweisbarer Verdienstausfall entsteht, sei i

infolge von Arbeitsunfähigkeit oder infolge \

Arbeitslosigkeit (oft werden Schwangere weg*
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Zustandes entlassen), ein Schwangerengeld
»he des Wochengeldes für begrenzte Dauer

i bis zu sechs Wochen) zu leisten.

Die Geldunterstützungen allein reichen freilich

einen wirksamen Mutterschutz nicht aus.

r durch ungenügende Ruhe oder Ernährung
nen bei Schwangerschaft und Entbindung
migfacbe Gefahren für Gesundheit und Leben

reten« Schwangerschaft und Entbindung sind

; perlichc Zustände, die nicht selten ein Ein-

fen des Arztes und der Hebamme erfordern,

deren Inanspruchnahme aus Mangel an

In unterbleiben, so können Todesfälle oder

rndes Siechtum eintreten. Die bisherige
dtative Gewährung von ärztlichen und Heb-

ammendienaten bei Schwangerschaftsbeschwerden
lind hei der Entbindung müßte darum in eine

Pflichtleistung umgewandelt werden. Da sich

aber die Wöchnerin nur da unbesorgt der Ruhe

hingeben wird, wo sie die Gewißheit hat, daß ihr

Haushalt ordnungsmäßig weitergeführt und sauber

halten wird, so sollte ein Anspruch auf Stellung

ner hauswirtschaftlichen Hilfskraft zur Aufrecht¬

erhaltene des Haushalts (Hauspflegerin) überall

gegeben werden, wo zur Fortführung des

Haushalts andere Kräfte in der Familie nicht vor-

inden sind. Darüber hinaus sollte ein Recht

auf Anstaltspflege (Aufnahme von Schwangeren
und Wöchnerinnen in einem Wöchnerinnenheim)
überall da eingeräumt werden, wo die häuslichen

Verhältnisse der Schwangeren oder Wöchnerinnen

die Anstaltspflege geboten erscheinen lassen und

die Anstalten in genügender Anzahl vorhanden

sintl, oder ohne finanzielle Überlastung der Kassen

in' Kassenverbände errichtet werden können.

Bei der Anstaltspflege muß Sorge getragen werden,
10 eine Trennung von Mutter und Kind ver¬

mieden wird. Die Dauer der Hauspflege und der

Anstaltspflege, auf die Anspruch bestände, wäre

normalen Fall auf etwa 10 — 14 Tage nach der

Entbindung zu bemessen.

Hei dem Nutzen der Selbststillung für Leben

und Gesundheit des Säuglings, sollte man der

Srlhststillung jede Förderung angedeihen lassen.

Die bisher nur fakultativ vorgesehene Gewährung
einer Stillprämie für die normale Dauer der Still-

t (8 Monate) etwa in Höhe von Vi des Lohns,
mindestens von 50 Pfg. täglich an alle Wöchne¬

rinnen, die ihre Säuglinge selbst stillen, müßte

iher ebenfalls als Pflichtleistung eingeführt
werden. Dabei müßte aber den stillenden Müttern

die Verpflichtung auferlegt werden, sich der von

der Krankenkasse angeordneten sachverständigen
Kontrolle zu unterwerfen.

Die Zusammenstellung der einzelnen Forde¬

rn ergibt dann folgende, von der Gesetz¬

gebung zu lösende Aufgabe:
1. .allgemeines. Einrichtung der Mutter-

schaftsvermcherung für erwerbstätige Personen

wie für nicht erwerbstätige Ehefrauen. Gleich-

Stellung der ehelichen und unehelichen Geburten.

Leistungen der Mutterschaftsversicherung.
»•Währung eines Wochengeldes für die Dauer

3 Wochen nach der Entbindung in Höhe von

HL des Lohns.

b) Gewährung eines Schwangerengeldes bis zu

6W eben für den Fall einer durch die Schwanger¬

herbeigeführten Erwerbseinbuße (Erwerbs¬
unfähigkeit oder Arbeitslosigkeit) in Höhe des
Ui Angeldes.

» Gewährung von ärztlicher Hilfe und Heb-

udiensten bei Schwangerschaftsbeschwerden
bei der Entbindung.
Il Stellung einer hauswirtschaftlichen Hilfs¬

kraft zur Aufrechterhaltung des Haushalts für

höchstens 14 Tage, soweit erforderlich.

e) Gewährung von Anstaltspflege an die Wöch¬

nerin normalerweise für 14 Tage, soweit erfor¬

derlich. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen,
daß eine Trennung der Mütter und der Säug¬
linge vermieden wird.

f) Gewährung eines Stillgeldes an Wöch¬

nerinnen, die ihre Neugeborenen selbst stillen,
für die 'auer bis zu 8 Monaten in Höhe von

'
*

des Lohns, mindestens aber 50 Pfg. täglich.
Die Leistungen a und b sollen nur den

Versicherten selbst zugute kommen, die Lei¬

stungen e—t auch den Ehefrauen von Versicherten.

3. Kreis der Versicherten, a) Die Fürsorge
soll umfassen die nach § 165 RVO. dem Kranken¬

versicherungszwang unterstehenden Personen und

alle übrigen Erwerbstätigen (kleine selbständige
Existenzen, Beamte), soweit ihr Gesamteinkommen

2500 Mk. im Jahre nicht übersteigt. Ledigen
Beamtinnen und Selbständigen, sowie ledigen
Haustöchtern von Beamten und Selbständigen
vorgenannter Gruppen, wären ohne besondere

Versicherung nur ärztliche Behandlung, Heb¬

ammendienste sowie Anstaltspflege bei Schwanger¬
schaftsbeschwerden und bei der Entbindung zu

gewähren
b) Die Fürsorge hat für alle von ihr Umfaßten

im Wege des Versicherungszwangs zu geschehen.
4. Aufbringung der Mittel, a) Die Aufbrin¬

gung der Mittel geschieht teils durch die Ver¬

sicherten, teils durch das Reich. Dem Reiche

wäre etwa V» der Gesamtlast aufzuerlegen.
b) Bei den bereits bisher nach § 165 RVO.

dem Krankenversicherungszwang unterstellten

Personen geschieht die Beitragsentrichtung für

die Mutterschaftsversicherung im Rahmen der

Krankenversicherung als ein Teil derselben, in

der bisher üblichen Weise (Arbeitgeber l/3> Ar¬

beitnehmer 2/3)- Auch bei den Beamten hätten

die Arbeitgeber */*, die Arbeitnehmer 2/a der Bei¬

träge zu leisten. Die Versicherten aus dem Kreise

der wirtschaftlich selbständigen Existenzen hätten

die Beiträge allein aufzubringen.
5. Organisation. Die Verwaltung der Mutter¬

schaftsversicherung wäre völlig, auch für die

nicht dem Krankenversicherungszwang unter¬

stellten Versicherten, den auf Grund der Reichs¬

versicherungsordnung geschaffenen Kranken¬

kassen (Orts-, Land-, Betriebs- und Innungs¬

krankenkassen) sowie den Ersatzkassen, anzu¬

gliedern.
Die keimtötenden Eigenschaften derGeschosse

hat neuerdings der Privatdozent Dr. Messerschmidt

in der „Medizinischen Klinik" einer eingehenden
Untersuchung unterzogen. Seit langem ist es

bekannt, daß Geschosse desinfizierend wirken

Schon 1889 hatte Miller festgestellt, daß Gold,

in Bakteriennährboden gebracht, keimtötend wirkt,

später erwies von Behring das gleiche von Silber,

Quecksilber und Kupfer. Uhlenhut brachte ein

französisches kupferhaltiges Geschoß in Nähr¬

gelatine und beobachtete, wie im Umkreise von

mehreren Millimetern die Bazillen abstarben. Als

Ursache für diese Erscheinung sah Miller die

Bildung von Sauerstoffbläschen an der Metall¬

oberfläche an, während Behring annahm, daß das

Metall mit den Stoffwechselprodukten der Bazillen

ein Desinfiziens bilde. Nach den Versuchen

Messerschmidts zeigt sich nun, daß die keim¬

tötende Wirkung der Geschosse darauf beruht,

daß das Kupfer gelöst wird, daß es also zur

Bildung von Kupfersalzen kommt. Ähnliches, aber

in geringerem Umfange, gilt auch von den übrigen
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in Frage kommenden Metallen. Bringt man Metall

t Flei Irakt Ettaammen, SO ist es die darin

Bthaltende Mücheäure, die zur Salzbildung fuhrt.

I nnte auch eriricecu werden, daß die milch«

sauren Salz« ffc Kupfers keimtötend wirken.

Reingewaechene Geschosse besaßen geringere

Wirkung als ungewaschene, und M ist so auch

leicht erklärlich, warum gerade die so abgegriffenen

Kupfermünzen oder messingne Türgriff«- ver-

hältntsmißil Iten Oberträger von Bazillen sind.

In dem auf ihnen abgelagert« n Schweiß ist Butter-

vorhanden, die dann mit dem Metall ein

Desinfekttonamittel bildet Die keimtötenden

Eigenschaften von kupferhaltigen Geschossen

oder (iebrauchsgegenständen lassen sich also da¬

durch erklären, daß in den Nährboden, im Schweiß

usw. eine Losung von Metall stattfindet.

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

und die Frauen. In richtiger Erkenntnis, daß

die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten nur

erfolgreich sein könne, wenn sie von Männern

und Frauen gemeinsam in Angriff genommen

werde, fand letzthin auch mit den Vertreterinnen

einer Anzahl von Frauenorganisationen eine

Sitzung \m großen Saale des Dienstgebäudes des

Reichsversicherungsamtes statt Die Konferenz

war von einer Reihe von namhaften Frauen¬

organisationen aller Richtungen beschickt.

Nach den Begrußungsworten des Präsidenten

des Reichsversicherungsamtes, der feststellen zu

müssen glaubte, daß erst der große Erzieher Krieg

Veranlassung werden konnte, mit und vor Frauen

über derartige Angelegenheiten ohne Rückhalt

zu sprechen, betonte der Vorsitzende der Gesell¬

schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten, Herr Professor Blaschko, die Notwendig¬
keit der Mitarbeit der Frauen, \on denen bisher

nur wenige und diese nur aus ethischen oder

sozialen Gesichtspunkten heraus der .Aufgabe
näher getreten seien. Heute sei die Gefahr durch

eine Volksseuehe so groß, daß vor allem auch im

Hinblick auf die Bevölkerungsfrage alle Maß¬

nahmen ergriffen werden müßten, um der un¬

geheuren Schädigung wirksam entgegentreten zu

können. Am meisten stehe einer rationellen

Bekämpfung das Odium entgegen, das auf den

venerischen Krankheiten laste und zu ihrer so

verhängnisvollen Verheimlichung führe. Bis vor

90 Jahren habe man noch keine Kenntnis von den

Folgen venerischer Erkrankungen in ihrer Wir¬

kung auf den Erkrankten selbst und dessen Port¬

pflanzungsmöglichkeiten gehabt. Seit 1903 haben

erst die Krankenkassen die Fürsorge für venerisch

erkrankte aMitglieder aufgenommen. Die wich¬

tigste Aufgabe vor allem sei die der Aufklärung,
und dazu solle die Mithilfe der Frauen erbeten

werden. Die G. z. B. d. GL deren Aufgabe diese

Aufklärungsarbeit seit Jahren ist, hat auch für

die Kriegsteilnehmer aMerkblätter ausgearbeitet,
die in möglichst großer Zahl zur Verbreitung
kommen sollen.

Alsdann erstattete der Geheime Regierungsrat
Fritz Bericht über die bereits vorangegangenen
Konferenzen und deren Resultate. Er schildert

die vorbeugenden und Fürsorgemaßnahmen der

Heeresverwaltung und verweist auf die weiter

einsetzende Fürsorge mit Hilfe der von den

Indesversicherungsanstalten einzurichtenden Be¬

ratungsstellen.
Die Beratung und Arzthilfe soll sich nicht

nur auf den Erkrankten, sondern auch auf seine

Familie erstrecken. Auch bei Verdacht auf Er¬

krankung sollen die Beratungsstellen auf ärztliche

Untersuchung dringen. Die Behandlung selbst

hat durch die Krankenkassen zu erfolgen, bei

NichtVersicherung oder bei triftigen Gründen

des Erkrankten gegen Krankenkassenbehandlu:

übernimmt die Versicherungsanstalt Behandlung
und Kosten sowie etwa entstehende Reiseunkosb

für Erkrankte zwecks Erreichung der nach

gelegenen Beratungsstelle. In Berlin wird die

Landes Versicherungsanstalt gemeinsam mit der:

Krankenkassen in der Beratungsstelle auch zu¬

gleich die Behandlung übernehmen.

Ober die Schaffung eines Propagandauu*
Schusses berichtet der Vorsitzende. In diesen

allen neben dem Reiehsversicherungsamt und

den Landesvers cherungsanstalten alle in Fra.

kommenden Manner- und Frauenorganisation»
vertreten sein. Seine Aufgabe ist es, dah

zu wirken, daß überall in angemessener Fora

durch Vorträge, Verbreitung von Flugschriften
und einschlägiger Literatur Aufklärung In die

breitesten Massen getragen wird.

In der darauffolgenden Diskussion sprachen
die meisten Vertreter und Vertreterinnen dei

eingeladenen Organisationen. Leider könnt

sich die wenigsten in die nüchterne Sachlichkeit

der .Materie finden und brachten oft gehorte
tendenziöse sentimentale Argumente, die keinerlei

Zusammenhang mit dem Zweck der Konferenz

hatten. Der Deutsche Bund für Mutterschutz war

wohl die einzige Organisation, die sich neben der

G. z. B. d. G. seit Jahren schon ernsthaft mit dem

Problem befaßt und die Bekämpfung der Ge¬

schlechtskrankheiten von allem Anbeginn in ihr

Programm einbegriffen hat. Der Bund hat be¬

kanntlich bereits auf seiner Generalversammlung
im April 1909 im Anschluß an das eingehende
Referat von Professor Flesch, Frankfurt a. IM.,

„Die Frau und die Geschlechtskrankheiten44 seine

prinzipielle Forderung dahingend formuliert, daß

er die Unterstellung der venerischen Krankheiten

als Seuche unter das Reichsseuchengesetz und das

preußische Ausführungsgesetz verlangt, unter

Anwendung desselben in einer dem Wesen der

venerischen Krankheiten entsprechenden Form

Im Zusammenhang damit fordert er weiter, dafl

die Bestimmungen über die Schweigepflicht von

.Medizinalpersonen — § 300 StrGB. — auf alle

amtlich oder beruflich zur Kenntnis von Krank

heitsmeldungen gelangende Personen — Amt

und Krankenkassengehilfen usw. ausgedehnt
werde und ferner Einführung der venerischen

Krankheiten als meldepflichtig in den Wortlaut

des § 300 StrGB.

Die oft gehörten Bedenken ängstlicher d

müter gegen öffentliche Vorträge und I)iskussioner.

sexueller Themen waren leider auch auf dies

Konferenz wieder zur Stelle und wurden mit

verteilten Rollen von den Vertreterinnen die-

antiquierten Auffassung zu Gehör gebracht.
Professor Blaschko kam denn auch in sein

Schlußwort auf die Notwendigkeit öffentlich»

Vorträge durch geeignete Wanderredner in groß»
Versammlungen zurück. Er wies auf die von d<

G. z. B. d. G. herausgegebene Korrespondenz hii

zum Abdruck in den Vereinspublikationen un

schloß mit der Hoffnung, daß vielleicht die Aus

gestaltung und Durchbildung der geplanten H

ratungsstellen mit der Zeit die viel bekämpft«
Reglementierung der Prostitution überflüs-

machen werde.

Der Verlauf der Tagung lehrt jedenfalls ei

dringlichst den Wert des jetzigen Vorgehens
der ganzen Frage und die Notwendigkeit für d

Krankenkassen, dieses Vorgehen zu einem möj
liehst erfolgreichen zu gestalten.

• rsttwortiiefe für H-Uki Ion H ZUtmtk Bertis. l'erUg C. Giebel, Berlin Druck: A. Scblicke & Cie.. Berlin N 2*



Beantwortung von Anfragen«
(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 PL für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach Er.

Frage: Wir ersuchen um gefl. Auskunft, ob

unsere österreichischen Beamten, welche derzeit

in Bayern wohnen, bei einer reichsdeutschen

Versicherungsanstalt angemeldet werden müssen.

Dieselben sind bereits durch 6 Jahre Mitglieder

der Pensionsanstalt für Angestellte in Österreich.

Eine Anstellung dürfte nur über Kriegsdauer sein ?

Antwort: Die das Gesetz beherrschende

Regel bleibt die Gleichstellung der Ausländer mit

den Inländern (BegründungS.80). Vereinbarungen,

die die Versicherungspflicht abweichend regeln

(§ M2), sind bisher nicht getroffen. Die Ver¬

pflichtungen des Arbeitgebers werden davon auch

nicht berührt. (Vergl. auch Entsch. des Renten-

ausscjjusses 1914 S. 107, 1915 S. 160 Angest.-Vers.)

Nach Em.

Frage: Hat eine Frau, die freiwilliges Mit¬

glied der Kasse ist, und am 3. Juni 1916 ent¬

bunden wurde, Anspruch auf Wochenhilfe nach

§ 8 der Bundesratsverordnung vom 3. Dezember

1914, wenn der Ehemann seit März d. Js. vom

Heeresdienst entlassen und bis Juli beurlaubt ist,

zu dieser Zeit auch seiner früheren Beschäftigung

gegen Bezahlung nachgeht und weder Löhnung

noch Verpflegungsgeld bezieht Ist auch erhöhtes

Wochengeld zu zahlen, oder hat sie nur Anspruch
auf satzungsgemäßes Wochengeld?

Antwort: Es besteht Anspruch auf Wochen¬

hilfe nach § 8 a. a. 0. sowie auf Zahlung des

satzungsgemäßen Wochengeldes. Kriegs- usw.

Dienstleistung besteht nach § 1 Ziff. 1 nicht, so¬

lange Erwerbstätigkeit des Ehemannes vorliegt.
Das würde sich mit Beendigung der Urlaubszeit

ändern, und würde von da ab ein Anspruch auf

erhöhtes Wochengeld gegeben sein.

Nach G.

Frage: Ein Jungknecht, der zu Ostern aus

Schule kam, trat am 25. April d. Js. in Dienst bei

einem Gutsbesitzer. Bereits am nächsten Tage
meldete er sich arbeitsunfähig krank und kam

ins Krankenhaus. Der zunächst haftpflichtige
Gemeindeverband verlangt von uns Tragung der

Unkosten. Wir haben Zahlung abgelehnt, da es

Irich um einen mißglückten Arbeitsversuch handelt.

ie -Mutter behauptet, der Sohn sei gesund in

rheit getreten. Ist die Kasse im Recht?

Antwort: Die Weigerung der Kasse er-

dteint begründet. Offenbar liegt hier ein miß-

lückter Arbeitsversuch vor. Dieser kann sich

uch über mehrere Tage erstrecken (vergl. Volks-

ümliche Zeitschr. 1916, S. 154). Die Behauptung
er Mutter ist lediglich als interessiert aufzufassen.

ie Litern würden eventuell selbst für die Ver-

fle^ungskosten aufzukommen haben. Maßgebend
int im wesentlichen das Gutachten des be-

andelnden Arztes sein* Zweckmäßig wäre es

ewesen. die Kasse hätte sobald als möglich ein

Gutachten ihres Vertrauensarztes eingeholt, um

festzustellen, ob die Krankheit schon bei Eintritt

¦ die Beschäftigung bestanden hat. Vielleicht

ergibt sich dies sowieso schon aus der Natur der

Erliegenden Erkrankung.

Nach Seil.

Frage: Ein Soldat war Mitglied unserer

Kasse vom 26. April 1915 bis 27. November 1915,
vom 23. Februar 1916 bis 2. März 1916 und vom

16. März 1916 bis 31. März 1916. Derselbe wurde

am 3. oder 4. April eingezogen zum Militär. Zu

Ostern d. Js. war er auf Urlaub und wurde krank.

Am 22. April war er bei unserm Kassenarzt Herrn

Dr. W. Dieser stellte eine Krankengeldanweisung
aus und bescheinigte, daß H. krank und erwerbs¬

unfähig war. Der Vater wollte nun das Kranken¬

geld für seinen erkrankten Sohn erheben. In¬

folge unserer vorläufigen Weigerung ging H. zum

Bezirksamtsvorsteher. Derselbe soll erklärt haben,
daß das erkrankte Mitglied Krankengeld nach

§ 214 RVO. erhalten müsse. Das von uns befragte
Versicherungsamt hat uns mitgeteilt, daß wir auf

Grund der Rechtsprechung zu § 214 RVO. zur

Zahlung des Krankengeldes verpflichtet sind.

Sind wir verpflichtet das Krankengeld zu zahlen ?

Antwort: Sie sind zur Zahlung des Kranken¬

geldes gemäß § 214 RVO. verpflichtet. Das Reiehs¬

versicherungsamt hat auch bereits in diesem Sinne

entschieden und Kriegsteilnehmern, die innerhalb

der ersten drei Wochen nach dem Ausscheiden

aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung
erkranken, den Anspruch auf die Regelleistungen
zuerkannt.

Nach W.

Frage: Hat ein Mitglied, das Invalidenrente

bezieht, auch noch Anspruch auf das satzungs¬

mäßige Krankengeld bis einschl. der 26. Woche ?

Antwort: Das kommt auf den besonderen

Fall an. Bestand trotz Bezug der Invalidenrente

vor der jetzigen Erkrankung noch

Arbeitsfähigkeit, so ist ein Anspruch auf

geld gegeben. Bestand vorher keinerlei

fähigkeit mehr, so besteht auch kein Anspruch
auf Krankengeld. Vergl. auch grundsätzliche
Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

18. Oktober 1915 (Amtl. Nachr. 1916 S, 476).

Nach T.

Hierdurch bitten wir um gefl. Auskunft nach¬

stehender Frage:
Ein größerer Tiefbauunternehmer hatte seit

ca. 2 Jahren am hiesigen Platze größere Arbeiten

übernommen und sich zwecks Leitung derselben

ein möbliertes Zimmer am hiesigen Orte gemietet.
Zweifellos hat die Kassenzugehörigkeit nach

§ 153 RVO. bei diesseitiger Kasse bestanden. Die

Anmeldungen der Arbeiter sind jedoch an seinem

Wohnorte, wo niedrigere Krankenkassenbeiträge
erhoben werden, erfolgt.

Ist die diesseitige Kasse berechtigt, für die

verflossene Zeit die an die nicht zuständige
Kasse geleisteten Beiträge unter Abzug der ge¬

zahlten Unterstützungen einzufordern?

Antwort: Die Forderung der zuständigen
Kasse auf nachträgliche Abführung der Beiträge
— unter Abzug der gezahlten Unterstützung —

ist berechtigt (vergl. auch §§ 224 Ziff. 2, 258 RVO.).
Eventl. empfiehlt sich Herbeiführung einer grund¬
sätzlichen Entscheidung.
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